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Karlsruher Tagblatt .

W . 181 . Viertes Blatt. Mittwoch , den 11. April (Folgt rin fiinstes Statt.) 1886
tD Karlsruher Bürgerausschutz .
Sitzung vsm Donnerstag den 5. April 1906 .

Beginn 3 Uhr mittags . — Anwesend 76 Mitglieder .
Stadtv . Friedberg meldet sich zur Geschäftsordnung zum Wort

und beantragt Schluß der Generaldebatte .
Stadtv . Eichhorn spricht dagegen.
Hierauf wird der Antrag Friedberg angenonimen .
Zum Voranschlag des Stadtgartens beantragt Stadtv . Goldschmit

namens der Voranschlagskommifsion Annahme dieses Voranschlags.
Oberbürgermeister Schnetzler: Der Stadtverordnete Frühauf habe

gewünscht , daß Rentabilitätsberechnungen der einzelnen städtischen
Unternehmungen im Voranschlag gemacht ivürden . Dazu sei aber der
Voranschlag nicht der geeignete Ort , dieselben gehörten in der Ver¬
waltungsberichte, in denn sie auch erscheinen würden .

Stadtv . Brandel wünscht , daß mehr als bisher an den Sonntag¬
morgen im Stadtgarten Konzerte stattfinden , die dem Arbeiter die
einzige Gelegenheit böten, derartige Veranstaltungen zu besuchen .Wenn die Schülerkapelle nicht ausreiche, solle man andere Kapellen bei¬
ziehen ; sodann solle man dafür sorgen, daß die Volksschulen den Stadt¬
garten mehr besuchen könnten, namentlich zur Belehrung in der Bo¬tanik, und endlich sollte man gestatten, daß nicht nur die unter 10 Jahrealten, Kinder von Abonnenten freien Zutritt haben, sondern man solltegestatten, daß jeder Besucher des Stadtgartens seine Kinder unter
10 Jahren ohne Eintrittsgeld mitnehmen dürfe , damit auch die Ar¬beiter ihre oft recht zahlreichen Kinder einführen könnten.Stadtv . Friedberg : Der Stadtgarten sei eine Sehenswürdigkeit
ersten Ranges und gut verwaltet . Weniger treffe dies bei den: Tier¬
garten zu . Der Zustand namentlich der kleinen Raubtiere sei wegenmangelhafter Käfige ein schlechter . Es seien auch eine Anzahl Tiere ,
so sämtliche Affen, cingegangen ; es fehle an Aufzucht, die man durch
höhere Prämien an die Wärter heben könne . Der Tiergarten habe
auch eine belehrende Wirkung , und schon deshalb solle man ihm Auf¬
merksamkeit schenken. Er frage an , wieviel Sitzungen die Stadtgarten -
kommission im letzten Jahre gehalten Habe-

Oberbürgermeister Schnetzler erwidert , die Zahl der im vorigenJahre abgehaltenen Sitzungen der Stadtgartenkommission sei ihm
augenblicklich nicht gegenwärtig . Die Affensterblichkeit im vorigenWinter sei auf eine von einem geschenkten Tier eingeschleppte Seuche
zurückzuführen . Die Anregung , den Tiergarten reichlicher zu bedenken ,sei beachtenswert. Zu den Ausführungen des Stadtv . Brandel bemerkeer. daß schon jetzt bei gutem Wetter fast jeden Sonntag vormittag Kon¬
zerte der Schülerkapelle stattfänden ; auch hätten die Volksschulen , sogarauch auswärtige , freien Zutritt . Die Frage , ob auch Kinder von Nicht -akonnenten , sofern sie noch unter 10 Jahren alt sind , freien Zutritt bei
gleichzeitigen: Besuch des Stadtgartens mit ihren Eltern haben sollten,werde man prüfen und zunächst der Stadtgartenkommission unter¬breiten.

Stadtv . Schumacher kommt auf die mangelhafte Ventilation der
Festhallc zu sprechen , die sehr leicht Erkältungen verursachen könne , er
empfehle zur Ventilation nur die Seitenfenster zu öfnnen , die Fensterüber dem Haupteingang aber geschlossen zu lassen.

Oberbürgermeister Schnetzler: Diese Frage sei schon öfters in der
Stadtgartenkommission erörtert worden, eine ideale Lösung zu finden,sei unmöglich . Wenn der eine über Zug klage , wünsche ihn der andere .Allen könne mau es nicht einmal in dieser Frage recht machen . Manwerde ein Augenmerk auf diese Sache haben ; er wisse aber nicht , obdabei etwas allseitig Befriedigendes hcrauskommen werde.Stadtv . Thiergarten empfiehlt den vom Stadtv . Brandel geäußer¬ten Wunsch, daß man die unter 10 Jahre alten Kinder aller Besucherdes Stadtgartens unentgeltlich einlaffen solle .

Hierauf wird der Voranschlag der Stadtgartenkaffe genehmigt.Stadtv . Kern berichtet über den Voranschlag der Badeanstalten -'
asse und beantragt Annahme.

Stadtv . Emmele : An den Stadtrat sei eine Eingabe gerichtet wor¬den wegen Errichtung eines Luft - und Lichtbades, er empfehle diese
Angabe mit Rücksicht auf die bevorstehende Aufhebung des Sonnen¬bades m Beiertheim .
. Stadtv . Maier : Das schon seit langer Zeit bestehende freie Bad'" der Alb , das z . Zt . nicht im Stand sei , möge man wieder zweck-msprechend einrichten, auch könnte man die von der Militärverwaltungufgegebene Militärschwimmschule auf die Stadt übernehmen .

Oberbürgermeister Schnetzler: Ter an den Stadtrat gelangtenPetition wegen des Licht - und Luftbades stehe er sympathisch gegen-dr und habe die Vertreter dieser Sache, welche bei ihm vorgesprochen"^ gefordert , geeignete Vorschläge zu machen . Vielleicht eigne""^ Gelände an der Nüppiirrerstraße beim Rennplatz , wo cnnh Was-borhanden fei, evtl , käme ein Gelände im mittleren See in Betracht .

Er habe die Vertreter aufgefordert , diese Plätze anzusehcn, wenn sie
sich nicht eigneten, so müsse man zuwarten , bis durch die bevorstehenden
Eingemeindungen geeignetes Gelände gewonnen werde. Dem Stadtv .Maier könne er bezüglich seiner Wünsche wegen des Bades in der Alb
keine Hoffnungen machen . Das Baden werde voraussichtlich über¬
haupt verboten werden ; die Militärbehörde habe die Schwimmschuledeshalb aufgehoben, weil auf Grund erhobener Gutachten festgestelltwurde , daß das Wasser in der Alb derart verunreinigt ist , daß daZ>Baden darin direkt die Gesundheit gefährdet . Es sei allerdings ein
Bedürfnis nach einem Bad im Freien vorhanden , diesem könne aber
erst dann abgeholfen werden , wenn längere Strecken der Alb in die städt.Gemarkung übergegangen seien. Man könne dann vielleicht ein Bassinin der Nähe best Alb ausgraben , welches durch Druckwaffer von der Alb ,das durch Viltration im Boden gereinigt sei und durch Grundwassergespeist werde, i

Stadtv . Stoffel bemerkt, daß früher die Brausen im Vierordtbadgrößre gewesen seien; sie seien jetzt aber wegen zu großem Wasser¬verbrauch verkleinert worden , das sei ein Mißstand ; er bitte um Wieder¬herstellung des früheren Zustandes .
Oberbürgermeister Schnetzler sagt Prüfung in dieser Sache zu ;bittet aber , derartige Mißstände alsbald nach Wahrnehmung bei der

Gemeindebehörde anzuzeigen und damit nicht bis zu den Voranschlags¬beratungen zu warten .
Stadtv . Koppele erklärt , solche Wünsche hätten auch bei ihm alsInspektor des Bades angebracht werden können. Im Allgemeinen seizu bemerken, daß allseits das Vierordtbad gelobt werde.Hierauf wird dieser Voranschlag genehmigt.
Ebenso wird der Voranschlag der Rheinbahnkasse, nachdem überihn Stadtv . Weber berichtet, angenommen.
Ueber den Voranschlag der Schlacht- und Viehhofkaffc berichtetStadtv . Kern und empfiehlt dessen Annahme.

Stadtv . Schaufelberger wünscht die Abschaffung oder Herabsetzungder Fleischbeschaugebühren mit Rücksicht auf die hohen Fleischpreisc.Außerdem solle man einen Großviehmarkt ohne Marktgebühren ein¬richten. Es werde sich dann zeigen, ob unsere Bauern imStande seien, den Marktbedarf wirklich zu decken . An dem Gebäudeder Freibank sei die Anbringung eines Vordachs in dem Voranschlagvorgesehen . Er empfehle einen Vorbau mit Glasverschluß vor demEingang anzubringen , damit die Besucher nicht nur vor Regen, sondernauch vor Wind und Kälte geschützt seien. Weitere Wünsche bezüglichdes Schlachthofes behalte er sich vor, bis die Vorlage wegen Erweiter¬ung desselben eingebracht isterde .
Oberbürgermeister Schnetzler: Die Beschaugebühren könnten nichtaufgehoben werden ; die Metzger seien verpflichtet, nur gesundes Fleischzu liefern , und hätten deshalb auch die hierfür entstehenden Kosten , wo-zu die Beschaugebühren gehören, zu tragen . Einen Gewinn am Schlacht¬hof mache die Stadt nicht , wenn man die Jahre hindurch die Einnahmenund Ausgaben zusammenrechne.
Ebenso stehe es mit den Marktgebühren . Die Erstellung einesVorbaues statt eines Vordaches an der Freibank werde geprüft werden.Stadtv . Zinfrr bemerkt wegen des Vordaches, daß, wie der ge¬schäftsleitende Vorstand beim Hochbauamt sich vergewissert habe, tat¬sächlich ein Vorbau , nicht ein Vordach , projektiert sei.Stadtv . Kern : Der Stadtv . Schaufelberger habe die Aufhebungder Beschau - und Marktgebühren im Interesse der Fleischverbilligunggewünscht . Doch machten diese Gebühren nur einen geringen Betraggegenüber dem aus , was im Zwischenhandel verdient werde. Es komme

jetzt vor, daß bei der mangelhaften Organisation des Absatzes man drau¬ßen im Land das prachtvollste Vieh stehen sehen könne, ohne daß eS
gekauft werde. (Unruhe . ) Er schlage deshalb zur Linderung der
Fleischverteuerung vor, daß der Stadtrat im Bcnnehmen mit den
Metzgern sich mit den Landgemeinden in Verbindung setze , um denHandel zu vereinfachen. Bei direktem Absatz ohne Zwischenhandel wür¬den die Fleischpreise hcrabgemindert werden.Stadtrat Käppele: Was Stadtv . Kern von dem prachtvollenSchlachtvieh, das draußen herum stehe, , gesagt hat , sei durchaus un¬richtig. Es fei schon einmal eine derartige Nachricht aus dem Ober¬lande durch die Zeitungen gegangen, , und die Metzgerinnung in Frei¬burg habe damals an Ort und Stelle festgestellt , daß sie unwahr war .Was den direkten Verkehr mit den Produzenten anbelange , so habedie Mctzgerinnung einen Versuch gemacht und Anfragekarten hinaus -
gcgebcn . Das habe aber nichts genützt , und die Metzger könnten alleihr Handwerk ausstecken , wenn sie mit dem Vieh, das ihnen hierauf an»geboten wurde , ihr Geschäft betreiben wollten. (Beifall . )Stadtv . Kern : Er könne sehr wohl vertreten , was er gesagt habe.Richtig sei , daß das Jrmland den Vichbedarf nicht allein decken könne ,und daß Einfuhr nötig sei . Sache der Regierung sei cs hier einen Wetz
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zur Beseitigung der Schwierigkeiten zu finden . Er halte nach wie vor
an seinem Vorschlag fest, daß dir Städte mit den Bürgermeisterämtern
der Landgemeinden ins Benehmen treten und darauf hinwirken sollten ,
den .Marktaustrieb zu vergrößern , damit die hiesigen Metzger ihren Be¬
darf hier decken könnten .

Stadtv . Maurer : Fleischnvt sei in hohem Grade vorhanden ; das ,
was der Stadtv . Kern Vorschläge, seien Mittelchen , die keinen Erfolg
versprächen ; er müsse sagen , daß lediglich die agrarischen Maßnahmen
der Regierung an der Fleischnot schuld seien .

Stadtv . Willi : Wenn man auch zugeben müsse , daß eine Beschau -

gebühr erhoben werde , so sei doch die Frage zu erwägen , ob man nicht
die Schlachtgcbühr wenigstens zeitweise ausheben solle . Die Aufhebung
würde eine , wenn auch nur mäßige Erleichterung herbeiführen , gründ¬
lich könnten allerdings nur andere Mittel helfen . In dieser Frage sei
aber eine kräftige Sprache nötig , wenn auch der Stadtrat Binz gestern
der Meinung gewesen sei , daß ein « solche Sprache nichts nütze . Es wäre
besser , auf diesem Gebiete etwas zu tun , anstatt bei jeder Gelegenheit
Reden gegen die Sozialdemokraten zu halten . Man müsse dafür sorgen ,
daß die arbeitenden Klassen nicht gezwungen seien , ihre Lebenshaltung
einzuschränken .

Oberbürgermeister Schuetzler : Eine Fleischnot sei vorhanden und

zwar deswegen , weil die Grenzen gesperrt seien , nicht etwa aus sanitätS -

polizeilichen Gründen , sondern , wie er überzeugt sei , aus sanitätspolizei¬
lichen Borwänden . ( Beifall . ) Selbstverständlich sei er entschieden da¬
für , daß der inländische Viehbestand geschützt werde . Allein wenn aus¬
ländisches Vieh direkt vom Ausland in die Schlachihüfe eingeführt und
unter Beachtung der erforderlichen sanitären Maßnahmen ( Desinfektion
der Wagen usw . ) sofort abgeschlachtet werde , sei nach fast überein¬
stimmender Ansicht der Tierärzte städt . Schlachthöfe eine Seuchengesahr
nicht vorhanden . Die Aufhebung der Schlacht - und Beschaugebühren
nütze nichts , deren Aufhebung hätten auch die Herren vom Landwirt¬
schaftsrat vorgeschlagen , gewiß nicht weil eine Minderung der Fleisch¬
teuerung dadurch eintreten würde , sondern weil sie hofften , durch Be¬

seitigung dieser Gebühren den Viehproduzenten noch weitere Vorteile
zuzuwenden . ( Beifall . ) Den Vorschlag des Stadtv . Kern habe man
schon früher geprüft , fei aber zur Ueberzeugung gekommen , daß auf
diesem Wege nichts erreicht werde . In Wien habe man versucht , den

Viehhandel zu kommunalisieren , es habe sich aber dieser Versuch als

verfehlt erwiesen . Ihm selbst sei höchst zweifelhaft , ob die Stadt ein

gewandter Viehhändler sein könne . Wenn bei den Landgemeinden Neig¬
ung bestünde , mit den Städten ins Benehmen zu treten , so werde man
das gerne annehmen , allein er glaube nicht , daß die Landbevölkerung in

dieser Richtung etwas tun werde . Dagegen wolle die Stadt , um wenig¬
stens für Las städt . Bedürfnis zu sorgen einen Versuch machen , Schweine
aufzumästen . Dieser Versuch sei verhältnismäßig einfach durchzu¬
führen und werde zeigen , wie eS mit der Rentabilität stehe. Scstxmn
denke die Stadt auch daran , Kühe anzuschaffen , um für die städt . An¬

stalten Milch zu beschaffen . Sie Stadt brauche jetzt schon für 30 000 -F

jährlich Milch . Die Prüfung dieser Frage sei aber noch nicht abge -

schlossen.
Stadtv . W . Weiß rät ab , Schweine aufzumästen oder sich in den Vieh .

Handel einzmnischen , man würde da nur Lehrgeld bezahlen müssen .
Hierauf gelangt der Voranschlag der Schlacht - und Viehhoflaffe

zur Annahme .
Der Voranschlag der Spar - und Pfandleihkasse wird , nachdem ihn

der Stadtv . Ettlingrr namens der Kommission zur Prüfung des Vor¬

anschlags befürwortet hatte , angenommen .

Zmn Voranschlag der Gaswerkskaffe berichtet Stadtv . Weber : Es

habe ihn gefreut , daß der einheitliche GaSpreiS in Aussicht genommen
sei . ES sei bei der Festsetzung des Einheitspreises aber zu beachten ,
daß die Kohlcnpreise voraussichtlich in di« Höhe gehen würden , nament -

lich weil ein Steigen der Arbeitslöhne der Bergwerksarbeiter zu er¬
warten sei . Die Ablieferung des Gaswerks habe dieses Jahr 923 000 -/l

betragen , er hoffe , daß sic im nächsten Jahre eine Million betragen
werde . Bei dieser günstigen Lage , könne man eine Reform des Tarifs
in Aussicht nehmen . Er beantragt Genehmigung des Voranschlags .

Stadtv . Kibh : Auf zwei Dinge Wolle er hier zu sprechen kommen ,
einmal auf die Festsetzung des Einheitspreises , sodann auf die Verlegung
des Gaswerks I nach dem Osten zu Gaswerk II . Die Herabsetzung deS

Leuchtgas Preises werde mit Spannung erwartet , ohne genaue Unt erlage
könne man aber einen bestimmten Vorschlag hinsichtlich des künftigen
Satzes nicht machen , nur glaube er , daß man nicht auf einen Einheits¬
preis von 12 H , wie der Stadtv . Frühauf gemeint habe , kommen könne .
Man solle nicht zuwarten , bis «ine Herabsetzung auf 12 I möglich sei,
sondern möglichst bald «inen Einheitssatz wenigstens von 14 H an¬

nehmen . Der derzeitige Zustand habe namentlich wegen der zahlreichen
Gasmesser und Röhren in den Häusern sehr zu wünschen übrig gelassen .

Auch die Beschaffenheit des Gases sei wegen ungenügender Reinigung
nicht einwandfrei und führe zu Verstopfungen der Leitungen , hier solle
man auf Abhilfe bedacht sein . Bei der Verlegung des Gaswerks I nach
dem Osten sei zu beachten , daß auch die derzeitigen BureauS und di«

Magazine unzulänglich seien . ES sei die Errichtung eines neuen Mia¬
zins - und Verwaltungsgebäudes nötig . In dieses Verwaltungsgebäude
könne man auch die Verkaufsstelle des Gaswerks von der Kaiserstraße
verlegen , zumal sie sich gar nicht rentiere . Eine Uehernahme der Ver¬

kaufsstelle durch eine Genossenschaft der vereinigten Blechner und In¬
stallateure empfehle er nicht , eher solle man das jetzig« Verkaufslokal als

Ausstellungslokal verwenden , und dort auch namentlich die Apparat «

ausstellen , welche vom Tiefbauamt in Lessen Geschäftsbereich vorge -

schrreben seien . Die Fabrikanten würden eine derartige Ausstellungz -
gel egenheit gerne benützen . Redner anerkennt sodann die Tätigkeit der
Beamten und Arbeiter des GaSlverks .

Stadtv . Tiergarten begrüßt ebenfalls bie bevorstehende Einführung
LeS Einheitspreises .

Stadtv . Brandel empfiehlt einen Einheitspreis von 12 ^ nüe
Stadtv . Frühauf . Man solle hier ganze Arbeit machen , damit auch bei
den Arbeitern die alten Oefen und schlechten Lichter möglichst verschwin¬
den . Der Gasverbrauch werde so steigen , daß ein Einnahmeausfall nicht
eintreten werde . Er empfehle die Einführung - eS 8 Stundentags der
Arbeiter im Gaswerk .

Stadtv . Frühauf : Der Vorschlag des Stadtv . Krbh , die Verkaufs¬
stelle des Gaswerk als Ausstellungslokal zu verwerten , sei empfehlens¬
wert . Der Stadtv . Kibh habe bei seinen Ausführungen unberücksichtigt
gelassen , und dies tue , so fürchte er , auch der Stadtrat , daß der Gas -
Konsum durch die Verbilligung steigen werde . Den künftigen Mehr¬
verbrauch könnte man durch Erhebung bei den Interessenten feststellen.
Auch bei dem Elektrizitätswerk sei in Folge der Verbilligung eine Cr,
Höhung des Verbrauchs eingetreten . Bei einem Einheitspreis von 14 ^
sei «ine Abnahme deS Verbrauchs deS KochgaseS zu befürchten , nmnent .
lich bei den kleinen Leuten und deshalb sei die Festsetzung « n«S Ein .
heits Preises von 14 I auch sozial unzweckmäßig .

Oberbürgermeister Schuetzler : Die Erhebungen , die Stadtv . Früh¬
auf dorgeschlagen habe , seien unmöglich . Diejenigen , welche eS mit der
Wahrheit genau nehmen , würden keine Auskunft geben können , wieviel
Gas sie bei Herabsetzung deS Preises brauchen würden , andere , die ein
Interesse an der Herabsetzung hätten , würden unrichtige Angaben
machen . Bei dem derzeitigen Preis habe der Erlös im letzten Jahr be¬
tragen : 744 000 -K für Leuchtgas ( Preis 18 L pro odrn ) , 43S 000

für Koch- und Heizgas (Preis 12 L pro obm ) , 77 000 für Motoren¬
gas ( Preis 12 -Z pro odm ) , 74 00 --kl für Automatengas (Preis IS I
pro osiin ) , S2 000 für Flammentaxe . Der Erlös hätte
betragen bei einem Einheitspreis von 14 I S88 000
bei Leuchtgas , S08 000 -4! bei Koch - und Heizgas . Es würde also ein
Ausfall von ISS 000 -kl beim Leuchtgas eintreten , dagegen ein Mehr¬
erlös an HeizgaS von 72 000 -K ; außerdem würde sich ein Ausfall beim
Auiomatengas von rund S000 -K ergeben , sodaß der Erlös um 87 000

-kl geringer gewesen wäre . Welche Verschiebungen im Konsum die Ver¬

billigung des Leuchtgases einerseits und die Verteuerung des Heizgases
andrerseits bewirken werde , sei zum voraus nicht zu berechnen . Ta die

meisten Konsumenten für beide Zwecke Gas brauchten , die Gesamtkosten
aber in Folge der Tarifänderung sich ermäßigten , sei wohl eine Zunahme
des Konsums zu erwarten . Immerhin müsse man vorsichtig sein , denn
es sei , wie schon Herr Stadtv . Werber mit Recht bemerkt , auch zu be¬

achten , daß die Kohlenpreise und die Arbeitslöhne voraussichtlich noch
weiter steigen und daß das im Gaswerk angelegte Kapital sich durch

Verlegung des Gaswerks I nach Gaswerk II bedeutend erhöhen werde .
Wenn man jetzt gleich auf 12 I herabgehe , so sei ein Hinaufgehen später
nicht mehr möglich , während man bei einer Festsetzung eines Einheits¬
preises auf 14 «Z immer noch heruntergehen könne . Wenn der Stadtv .

Frühauf gemeint habe , die Entwicklung des Elektrizitätswerkes sei aus
die Ermäßigung des Strompreises zurückzuführen , so sei daS nicht ganz
richtig . Die Zunahme sei nach der Ermäßigung nicht um so viel größer

gewesen , daß sie die Verbilligung des Preises ausgeglichen habe . Auch

Nachfragen bei einzelnen Konsumenten über ihren Stromverbrauch

hatten dies ergeben . Wenn man im vorigen Jahre den Strompreis von

60 -H beibehalten hätte , dann hätte die Stadt bei etwas geringerer Ab¬

gabe finanziell doch ein besseres Geschäft gemacht . Karlsruhe habe mit

Heidelberg den geringsten Strompreis im Lande . Wie Ermäßigungen
wirkten , könne man mit Bestimmtheit nicht voraus sagen . Mit Stadtv .

Frühauf sei er grundsätzlich darin einverstanden , daß der Gasprcis so

weit herabgesetzt werde , daß bei möglichst geringem Preis und möglichst

großem Konsum der möglichst größte Gewinn erzielt werde . Er er¬

innere aber daran , daß man in München mit der Herabsetzung des Tram -

bahntartfs auf 10 ^ innerhalb der ganzen Stadt einen vollständigen
Mißerfolg gehabt habe .

Stadtbaurat Reichard : Die Reinigung des Gases in den hiesigen
Gaswerken ist eine gute und wird durch den Betriebs -Chemiker sorg¬

fältig überwacht . Die Störungen in einzelnen Hausleitungen , welche

wohl zu der Klage des Vorredners führten , sind lediglich durch Ablager¬

ungen von Rost verursacht , der sich in den schmiedeifernen Rohrleitungen
mit den Jahren ansammeln kann . Naphtalin , das sich unter gewisse

ungünstigen Verhältnissen der Temperaturen bei der Fabrikation und m

der äußeren Luft auch in dem Gas bildet und in den Rohrleitungen stH

ausscheiden und zu Störungen Veranlassung geben kann , wurde in dem

von unS untersuchten Inhalt der verstopften Privatleitungen nicht ge¬

funden . UebrigenS haben wir bei dem Projekt für die Erweiterung ott

Gaswerkes auch den Platz für Apparate , welche das sich etwa bildende

Naphtalin entfernen sollen , vorgesehen . Ein besonderer Vorzug
neuen Retortenösen mit vertikal stehenden Retorten , welche kommend ^
Winter in verschiedenen Gaswerken in Betrieb kommen und auch für
Vergrößerung unseres Gaswerkes in Betracht gezogen sind , ist auch de ,

daß sich in denselben fast kein Naphtalin bildet .
Stadtv . Weiß bekämpft die Einführung des von der Sozialdeuw

-

kratte insbesondere für die Gasarbeiter geforderten 8stündigen Arb«'» '

tages , der der Stadtgememde einen Kostenaufwand von einigen 100 0

«ck verursachen würde . Nur unter besonders gesundheitsschädlichen
aufreibenden Verhältnissen könne unter Umständen eine so kurze .
zeit befürwortet werden , oder auch bei zunehmendem Dienstalter Ärv«>
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^ leichterungen gewährt werden . Im allgemeinen sprächen jedoch keiner¬
lei triftige Gründe für den 3ständigen Arbeitstag . Die Herübsetzn-ng
der Arbeitszeit habe nur eine Verteuerung aller Ding « zur Folge . Er
empfehle den vom Stadtverordneten Kibh veröffentlichten Artikel in der
Tageszeitung über diesen Gegenstand der Lektüre der Sozialdemokratie ,
chn« verderbliche Einwirkung habe der 8 Stundentag auf die zunehmende
Mehr von der landwirtschaftlichen Arbeit , wo 12— 18stündige Arbeits¬
ort bestehe. Mit demselben Recht wie die Arbeiter könnten auch die
Arbeiterinnen den 8 Stundentag verlangen , dann würde die Dienstboten -
not mich erheblich zunchmen . (Heiterkeit.)

Oberbürgermeister Schnetzler macht den Redner daraus aufmerksam ,
Laß seine letzten Ausführungen mit dem Voranschlag des Gaswerks nicht
zusammenhingen .

Stadtv . Weiß verlangt dann noch , man solle die Arbeiter möglichst
gut stellen aber an der Arbeitszeit festhalten , von deren Verkürzung
niemand einen Vorteil habe .

Stadtv . Willi bemerkt, daß trotz der Vorlesung des Vorredners , die
bereits vor einem Jahre angekündigt sei, die Notwendigkeit der Einführ¬
ung des 8 Stundentags für die hiesigen Gaswerksarbeiter nicht zu be¬
streiten sei . In einer ganzen Anzahl von Gaswerken Deutschlands und
auch Badens z. B . in Pforzheim sei die 8stündige Arbeitszeit eingeführt ,
ohne daß sich irgendwelche nachteilige Folgen bemerkbar gemacht hätten .
Ti« Sozialdemokratie habe hier den' 8 Stuudentag noch nicht für alle
Arbeiter gefordert , erachte ihn aber für alle Arbeiter für erstrebenswert .
An der Verkürzung der Arbeitszeit sei noch keiner unserer Geschäftsleute
zu Grunde gegangen . Wenn dem Arbeiter genügend Zeit verbleibe , um
sich auszuruhen , so werde er leistungsfähiger sein. Könne die Sozial¬
demokratie den von Medizinern und Volkswirten befürworteten 8
Ttundentag nicht sofort erreichen, so werde sie seine schrittweise Ein¬
führung — eine halbe Stunde um die andere — erkämpfen . Daß In -
dustrie und Gewerbe auch mit der Verkürzung der Arbeitszeit vorwärts
firnen, zeigen uns die Verhältnisse in Amerika.

Oberbürgermeister Schnetzler meint , man dürfe diese Frage nicht so
iheovetisch behandeln . Die Art der Arbeit spiele doch auch eine große
:Me . Es gäbe Arbeiten , die so anstrengend seien , daß auch eine 8stün -
dige Arbeitszeit unter Umständen noch zu lange sei, nnd andererseits
aber Arbeiten, die hauptsächlich darin bestünden, daß sich einer irgendwo
aufhalten müsse, sodatz hiebei auch ein 10 - und mehrstündiger Arbeits¬
lag nicht anstrenge . Die hiesigen GaSarbeiter hätten übrigens zwar
eine ISstündige Arbeitsschicht , aber keine 12stündige Arbeitszeit , sondern
innerhalb jener Schicht so viel Pausen , daß die eigentliche Arbeitszeit
nicht einmal 8 Stunden ausmache. Allerdings könnten sie in den Pausen
nicht nach Hause gehen. Dian sei bestrebt , den Mißstand zu ändern .
Turch die beabsichtigte Einführung von Maschinen zur Beladung und
Entladung der Oefen und von senkrechten Retorten würde die Arbeit
wesentlich erleichtert, aber auch die Arbeiterzahl auf die Hälfte herab¬
gesetzt werden . Wollte man jetzt den 8 Stundentag einführen , so
brauchte man erheblick» mehr Arbeiter , die mit Einführung jener maschi¬
nellen Aenderung wieder entlassen werden mühten . Unter diesen Um¬
stünden sei es dem Stadtrat zweckmäßig erschienen , zuzuwarten und unter'
Beibehaltung der jetzigen Arbeitsdauec eine Lohnerhöhung von 80 »Z zu
gtiviihren, womit auch die Gasarbeiter einverstanden gewesen feien . Eine
Statistik über die Häufigkeit der Erkrankung der Arbeiter habe übrigens
ergeben , daß die Feneravbeiter des Gaswerks 'weniger oft krank seien,als die in andern Betrieben beschäftigten. Dieses überraschende Er-
gckmis hänge wohl damit zusammen , daß für den fraglichen
chenst sich nur besonders starke und gesunde Leute melden . Es sei
seiner nicht bloß die Qualität der Arbeit , sondern auch die individuelle
Leistungsfähigkeit des Arbeiters zu berücksichtigen . Einen jungen Mann'
arme man eher etwas mehr anstrengen , während man einem Arbeiter

stgen Ende seiner Laufbahn ebenso wie einem älteren Beamten eine
seine Arbeitskraft mehr schonende Tätigkeit übertragen solle . ( Beifall . )

Stadtv . Kiby bemerkt persönlich, daß er mit den Ausführungen des
Stadtverordneten Weiß gar nichts gemein habe . Seine eigenen Ausführ¬
ungen in der Badischen Landeszeitnng enthielten diejenigen Gesichts¬
punkte, gegen die sich die Sozialdemokratie verschließe .

Hierauf wird der Voranschlag des Gaswerks angenommen .
Der Voranschlag des Wasserwerks wird vom Stadtv . Layh als Rc-

serent des Stadtverordnetenvorstands zur Annahme empfohlen .
Auf eine Anfrage des Stadtv . Kirchenbauer, ob bei der glänzenden

Rentabilität nicht auch der Wasserpreis herabgesetzt werden könne, ei¬
fert Oberbürgermeister Schnetzler, daß eine Revision der Wasser-
Ezugsordnung vorgenommen werden solle, sobald die Schwemmkanali -'uirm eingerichtet sei.

Dem Wunsche des Stadtv . Edelmann , daß für die Benützung einer
eadewanne, die zwar mit Ablauf versehen , aber nicht in dauernder
Verbindung mit der Wasserleitung stehe, keine besondere Taxe von^ verlangt werden solle , wird vom Vorsitzenden Prüfung zugesichert.

Hierauf gelangt der Voranschlag des Wasserwerks zur Annahme .
Zum Voranschlag des Elektrizitätswerks gibt der Referent des

ivradtverordneten -Vorstands Stadtv . Moninger seiner Freude über die
Zunahme des Bezugs Ausdruck, durch welche die Herabsetzung deS

glänzend gerechtfertigt werde . Dagegen sei das Publikum
,

den Effekt der elektrischen Beleuchtung der Plätze zum Teil ent-
rick»' ^ stehe ferner die Miete für die Elektrizitätszähler nicht im

Verhältnis zu dem Anschaffungswert und der Abnützung der
Man solle die Elektrizitätsmesser an die Abnehmer ver-

kcz ^ » Bürgermeister Schnetzler wiederholt , daß die Herabsetzung
b^ ^ rktrizitätspreises zwar allerdings eine Zunahme des KonsumsM habe, aber nicht in dem Matze, daß die Preisdifferenz dadurch
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ausgeglichen sei. Die Elektrizitätszähler müßten schon der Kontrolle
wegen im Eigentum deS Werkes bleiben . Von 212 deutschen Elektri¬
zitätswerken hätten nur 2 keine Zählermiete . Vielleicht könne nian
übrigens ähnlich Wie beim Gasbezug die Zähler auch unentgeltlich unter
der Voraussetzung des Bezugs eines gewissen Stromquantums zur Ver¬
fügung stellen , und , falls dasselbe nicht erreicht werde , Aufzahlung ver¬
langen . Jedenfalls sollte man nicht jetzt schon wieder eine Aenderungder Strombezugsordnung vornehmen . Richtig sei , daß die elektrischen
Lampen auf dem Marktplatz hier und da einen Augenblick versagen .
Auf dem Kaiserplatz habe jede Beleuchtung wegen der dort befindlichenBäume mit Schwierigkeiten zu kämpfen.

Der Direktor des elektrotechnischen Amts , Schlebach, erklärt , die
auf den Plätzen verwendeten Lampen seien Effektbogenlampen , die
goldgelbes Licht abgeben . Lampen mit einer andern Zusammensetzungder Kohle, die mehr Weißes Licht lieferten , kämen probeweise auf dem
Marktplatz zur Verwendung .

Stadtv . Ettlinger findet , daß namentlich in den Sommermonaten
die Zählermiete lästig empfunden werde , da sie unter Umständen mehr
betrage , als die Kosten für Strombezug . Gegenüber der erwähnten
Statistik , nach der nur 2 deutsche Städte ohne Zählermiete seien , solle
Karlsruhe dem Dichterspruch folgen : Ich sei , gewährt mir die Bitte ,in euerm Bunde der Dritte . ( Große Heiterkeit . )

Hierauf gelangt der Voranschlag des Elektrizitätswerks zur An¬
nahme .

Zum Voranschlag der Rheinhafenkafse bemerkt Stadtv . Ettlingerals Referent des Stadtverordnetenvorstands , daß bei der Aufstellung
dieses Voranschlags besondere Vorsicht am Platz gewesen sei , weil die
meisten Positionen von den Witterungsverhältnissen abhängig seien .Der Rheinhafen habe eine günstige Entwickelung genommen , wie sichaus dem jüngst erschienenen Jahresbericht des Rheinhafenamtes er¬
gebe. Der Referent zollt der Leitung desselben warme Anerkennng .Stadtv . Maier wünscht die Erstellung einer Baumpflanzung vonder Lamehstraße nach dem Rheinhafen . Er fürchtet , daß die Steigungder Honsellstratze durch Aenderung der Bahnanlage in einer für den
Fuhrwerksverkehr sehr lästigen Weise erhöht würde .

Oberbürgermeister Schnetzler verspricht wohlwollende Prüfung des
ersten Wunsches des VerrednerS und erklärt , daß die Bahn über die
Straße geführt werden solle und daß eine Verschlechterung der Niveau -
Verhältnisse der letztern nicht eintreten werde .

Stadtv . Emele gibt seiner Befriedigung darüber Ausdruck, wie die
Stadt das Gelände am Rheinhafen abgebe , nämlich durch Verpachtung .
Auf diese Weise soll überhaupt nur noch städtisches Gelände verwertetwerden .

Oberbürgermeister Schnetzler stimmt hinsichtlich d«S Rheinhafen¬geländes dem Vorredner zu, da man mit der Verpachtung gute Erfah¬
rungen gemacht habe . Nur dürfe man nicht auf zu kurze Zeit ver¬
pachten, wenn wertvolle Gebäude auf dem verpachteten Gelände er¬
richtet werden sollen . Der Aufschwung des Rheinhafens sei im wesent¬
lichen auch der Geschicklichkeit des Direktors zu verdanken, dessen kauf¬
männische, in keiner Hinsicht bureaukratiisch« Verwaltung die besten
Erfolge erzielt habe . ( Allgemeiner Beifall . )

Nach Annahme des Voranschlags deS Rheinhafens gelangt der Vor¬
anschlag der Straßenbahn zur Beratung . Der Referent des Stadtver¬
ordnetenvorstandes , Stadtv . Moninger , hofft , daß mit der Entwickelungder Verkehrs die Zuschüsse der Stadtkasse zurückgehen würden , denen
übrigens auch die Rücklagen in den Erneuerungsfonds gegenüberstün¬den . Die Beiertheimer Linie solle nicht als Sacklinie geführt , sondernin die Hauptlinie eingeleitet werden , um die Frequenz zu heben . Inder Karlsstrahe sei der S-Minutenbetrieb an Stelle des projektierten71^, -Minutenbetriebes anzustreben ."

Stadtv . Heller wünscht, daß abends wenigstens bei dem letzten
Wagen der von Durlach nach dem Rheinhafen geht , ein Anhängewagen
mitgeführt werde . Der Sommerfahrplan solle überhaupt abends
länger ausgedehnt nnd den im westlichen Teil der Stadt wohnenden
Personen Gelegenheit gegeben werden , aus dem Zentrum der Stadt
z. B . von Vorträgen noch mit der Straßenbahn nach Hause zu kommen.
Wenigstens in Intervallen von 20 Minuten solle der Betrieb im Som¬
mer bis 11 oder F^12 Uhr geführt werden . Es seien ihm ferner Be¬
schwerden darüber zugegangen , daß die Abonnementskartell Rhein -
Hafen—Marktplatz 7 <̂ t 50 .H kosteten und andere Abonnements füreine Teilstrecke z. B . von der Philippstrahe bis zum Marktplatz für
einen niedrigeren Preis nicht bestünden.

Straßenbahndirektor Wetter erklärt, daß auch dem Wagen voll
Durlach nach dem Rheinhafcn ein Anhängewagen mitgegeben werde,
sobald sich das Bedürfnis zeige . Er sei eben im Auftrag des Stadtrats
mit der Frage beschäftigt, ob und mit welchen Kosten überhaupt der
Betrieb um eine halbe Stunde verlängert werden könne. Ta man aber
mit der jetzigen Arbeitszeit der Schaffner und Wagenführer bereits an
der Grenze der Leistungsfähigkeit angelangt sei, sei bei der Verlängerung
des Betriebs eine ganz andere Diensteinteilung nötig . Ob der letzte
vom Bahnhof nach dem Mühlburgertor bAv. dem Schlachthof gehende
Wagen nach dem Rheinhafen oder wenigstens der .Hardtstraße bzw . nach
Durlach ohne zu große Kosten durchgeführt werden könne , solle geprüft
werden . Die Einführung weiterer Monatskarten auf anderen Strecken
zu 5 -K könne er nicht empfehlen , da sich diese Abonnements nicht nur '
nicht rentieren , sondern sogar nicht einmal die Selbstkosten der Bahn
deckten . (Hört ! Hört ! ) Nach einer Statistik fahren einzelne Abon¬
nenten 18r»al am Tag mit der Straßenbahn , und wenn man auch die
zugleich Umsteigenden nur einmal rechne , so komm « doch eine S—Omalige
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Benützung durch jeden Abonnenten heran» , die zumeist auch auf den
frequentesten Strecken führen und so die Einstellung von Anhängewagen
nötig machten.

Stadt ». Edelmann möchte die Beiertheimer Linie nach dem östlichen
Stadtteil und nicht noch dem Mühlburgertor durchgeführt sehen. In
der Karlstrotze hätte die Bahn gleich zweigleisig geführt, allerding» auch
die Strotze gleich in der erforderlichen Breite angelegt werden müssen .

Oberbürgermeister Schnetzler gibt zu, datz die Karlstratze zu schmal
angelegt sei . Die Bauflucht sei aber festgelegt worden, als di« Karl¬
stratze noch zu Beierthenner Gemarkung gehörte und der Protest der
Stadt Karlsruhe sei seiner Zeit erfolglos geblieben. Jetzt wollten die
Angrenzer zum Teil ihre Vorgärten nicht hergeben. Man müsse vor¬
aussichtlich im Wege der Zwangsenteignung Vorgehen , die man aber
erst beantragen könne , wenn nach Verlegung des Hauptbahnhofs die
Karlstraße zu einer Hauptverkehrsstraße sich entwickeln werde. Di« be¬
reits genehmigte Weiche könne übrigen» mich später bei Einlegung der
Doppelgleise Verwendung finden . Die Durchführung der Beiertheimer
Wagen nach dem Durlachertor , die schon versuchsweise erfolgt sei , und
ebenso die Durchführung der Kühlen Krug -Wagen sei mit den gegen¬
wärtigen Betriebsmitteln unausführbar , da mit Rücksicht auf di« im
Herbst d . I . stattfindenden Festlichkeiten die Anhängetvagen « pariert
und überhaupt das Wagenmvterial auch äußerlich hergestellt werden
müsse . Im Herbst würden die Versuche voraussichtlich fortgesetzt werden.

Stadtv . Geck findet den Voranschlag der Stratzenbahnkassenicht ganz
zweifelsfrei, da hiernach die Straßenbahn sich nicht rentiere . Der Re¬
servefonds sei doch aus dem Betrieb herauSgewirtschaftet. Hoffentlich
halte diese Darstellung des Voranschlags den weiteren Ausbau des
Straßenbahnnetzes nicht aus . Notwendig sei auch der Ausbau der
Straßenbahn nach Daxlanden , der vom » Kühlen Krug " über Grtin -
winkel erfolgen soll. DaS vom Stadtv . Baumeister gestern gestellte Ver¬
langen der Aufstellungeines großzügigen Plans für di« Erweiterung des
Stratzenbahnnetzes könne er nur unterstützen. ( Zuruf vom Bürger -
meistertisch : Geschieht ! ) Rach den Ausführungen des Straßenbahn -
direktorS über die Leistungen der Stratzenbahnschaffner und Führer
müsse er verlangen , datz dieses Personal möglichst bald entlastet würde.

Oberbürgermeister Schnetzler bemerkt zur Rentabilität der
Straßenbahn , dieselbe zahle an die Stadtkasse eine Miete , durch die das
für den Erwerb der Straßenbahn aufgewendete Kapital verzinst und
getilgt werde . Wenn seit dem Erwerb - er Straßenbahn außerdem
66 600 -cki an die Stadtkaffe abgeführt worden seien, so fei die» nur da¬
durch möglich gewesen , daß in den ersten zwei Jahren nichts zum
Erneuerungsfonds heitzetragen worden sei , an dessen Bildung man jetzt
herantreten müsse.

DaS Strahenbahnunternehmen berechtige übrigens zu den besten
Hoffnungen; man dürfe daher auch nicht Mzu ängstlich mit der Erstellung
neuer Linien und einer Verbesserung des Verkehrs sein . Die vorge¬
schlagene Verbindung von Daxlanden über Grünwinkel halte er nicht
für zweckmäßig , da man hierbei mit der Konzession der SLideutschen
Lokalbahn in Kollision kommen könne . Dem Ankauf der Lokablbahn
durch die Stadt stehe aber der von der Gesellschaft geforderte zu hohe
Preis entgegen . Ein« Verbindung mit Daxlanden unter Benützung der
gegenwärtigen Betriebsmittel sei nicht rentabel , -a der Verkehr unter
Tag geringfügig sei und am Morgen und Abend di« Wagen zur Beförder-
ung der Arbeiter nicht reichen würden . Zu einem solchen Verkehr bedürfe
man Maschinen , die Arbeiterzüge befördern könnten . Derartige Maschinen
gelängten aber erst mit Einrichtung der Kehrrichtabfuhr mittelst Straßen ,
bahn zur Anschaffung . Man müsse doch auch berücksichtigen, welch«
Fülle von Arbeiten ein derartiges Projekt bringe , welch« Schwierig¬
keiten aus dem Wege zu räumen seien. Mann könne doch nicht jetzt
in Straßen Gleise legen, die binnen weniger Jahre wegen der infolge
der Dahnhosverlegung nötigen Strahenänderungen wieder herauSgeris-
sen werden müßten.

Stadtv . Schuhmacher wünscht Einführung des 6 MinutenbetriebS
auf der Friedhofslinie , welche Strahenbahndirekwr Weiter nicht em¬
pfehlen kann, da diese Linie bis jetzt höchst unrentabel sei, indem nach
den Zählungen die Wagen durchschnittlich nur von 2—4 Personen be¬
nützt würden. Dir Einführung des 5 Minutenbetriebs anstelle des
10 Minutenbetriebs bedinge aber eine Verdoppelung des BettiebSauf-
wnnds.

Stadtv . Frühauf : Dir Kritik , die der BürgerauSschutz im vorigen
Jahre geübt habe, habe gute Früchte getragen . Der Anschluß am
Marktplatz sei verbessert worden , es wäre nur noch zu wünschen , daß
die Wagen Durlach—Mühlburg zeitlich genau in die Mitte zwischen die
Wagen der grünen und roten Linie fielen . Sodann frage er an , ob
für die Motorführer nicht Klappsitze eingeführt werden könnten, die
sie wenigstens auf der Strecke—Durlachertor benützen könnten. Ein
großes Bedürfnis bestehe auch für die Errichtung von Wartehäuschen,
die z. B . in Basel, Frankfurt . Zürich schon bestünden und eine große
Annehmlichkeit für das Publikum seien . Besonders der Jnselperron
auf dem Marktplatz schreie nach einer Ueberdachung. Der Nachtwagen¬
betrieb bedürfe einer Erweiterung . Vielleicht könne man den Verkehr
von i/olO Uhr etwas einschränken, dagegen ihn etwa bis gegen 12 Uhr,
wenigstens für den Verkehr vom Zentrum nach den Außenvierteln ,
ausdehnen . Wenn der Vorsitzende darauf hingewiesen habe, daß in
München der 10 H -Tarif vollständigen Mißerfolg gehabt habe , so möchte
er damit noch nicht ein für allemal den 10 H «Tarif als erledigt an-
gesehen wissen . Die Gründe des Mißerfolges in München habe er
bisher nicht genügend in Erfahrung bringen können .

Oberbürgermeister Schnetzler: Die Gründe hierfür seien
einfacher Natur , man habe Strecken bis zu einer Stunde für lg ^
fahren können, und deshalb seien einfach die Betriebskosten nicht mehr
gedeckt worden . So sei es natürlich auch in Karlsruhe unmSglick
etwa für 10 F eine Fahrt von Durlach na<y dem Rheinhafen
leisten. Daß schon die AbonnementSkarten die Betriebskosten nicht
deckten, sei erwiesen. In der Nacht länger zu fahren , sei zweckmäßig
doch müsse man erst die Kosten , deren Ermittelung nicht leicht s«
kennen. Der Stadtrat habe Erhebungen in dieser Richtung veranlaßt
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Jedenfalls reiche das vorhandene Personal nicht aus ; eine Erhöhung
der Arbeitszeit sei aber nicht möglich , eher sei eine Herabsetzung der-
selben angezeigt.

Stadtv . Rudi : Gr habe gehört, daß die Gleisanlage der künftige,
Straßenbahn nach der Südstadt auf dem östlichen Gehweg der Rüp.
purrerstraße angelegt werden solle, er empfehle die Fahrbahn zu der.
brettern , damit diese das Gleis aufnehmen könne .

Oberbürgermeister Schnetzler: Diese Frage sei geprüft worden , die
vorgeschlagene Lösung der Frage sei aber ganz unzweckmäßig . Nach
Anlage des neuen Bahnhofes werde die Rüppurrerstratze vom Wagen,
verkehr entlastet werden, dagegen einen stärkeren Personenverkehr
aufzunehmen haben . Die Fahrbahn genüge dann vollständig, und vsm
dem Gehweg könne man auch bei dem erweiterten Personenverkehr
einen Teil zur Anlage eines besonderen Bahngleises verwenden .

Stadtv . Dr . Goldschnitt : Der Oberbürgermeister habe zugesagt , man
werde die Wagen der Kühlen-Kruglinie nach Beiertheim durchführen.
Stadtv . Edelmann habe sich hiergegen gewendet im Interesse der
Beiertheimer Linie. Er bitte aber auf alle Fälle , daß die Kühle -Krug¬
linie , auch wenn sie nicht nach Beiertheim durchgcfuyrt werde Loch
sonst wie in die Stadt geführt werden solle .

Stadtv . Kern unterstützt die Ausführungen des Stadtv . Frühauf
bezüglich der Wartehallen , namentlich sei eine solche am Mühlburger-
Lor nötig , auch Wünscht er, daß das Rauchen in den Anhängewagen er¬
laubt werde.

Oberbürgermeister Schnetzler: Die Errichtung von Wartehallen
werde geprüft werden, eine solche sei namentlich am Mühlburgertor
erforderlich. Auf dem Marktplatz könne eine solche nicht erstellt wer¬
den, weil dadurch die ganze Architektur des Platzes gestört werde ; da
der Verkehr der Wagen dort ein sehr häufiger sei , brauche man dort
auch nicht lange warten . Die Frage , ob man das Rauchen in den
Anhängewagen gestatten solle , werde verschieden beantwortet . Wenn
man immer die Wahl hätte , in den dordern oder in den hintern Wagen
einzusteigen, so könnte man dem Vorschlag des Stadtv . Kern ent¬
sprechen , so sei es aber nicht , da der Hintere Wagen immer erst
besetzt werde, wenn der vordere voll sei ; das Rauchen sei aber auch
noch dann unangenehm , wenn der Raucher den Wagen schon verlassen
habe, weil der unangenehme Geruch auch dann noch vorhanden sei. So
komm« cs , datz die Raucher eben für Gestattung des Rauchens, die
Nichtraucher aber dagegen seien .

Stadw . Brandet führt die Unrentabilität der Friedhoflinie darauf
zurück , daß diese über den Marktplatz führt , statt durch die Kapellen¬
straße mit der starkbevölkerten Südstadt verbunden zu sein . Sodann
wünscht er, daß in die Stratzenbahnkommission ein Arbeiter ausgenom¬
men werde.

Oberbürgermeister Schnetzler: Eine ortsstatutarische Stratzen¬
bahnkommission bestehe nicht, es seien nur einige Stadträte zur Vor¬
bereitung der Straßenbahnangelegenheiten bestimmt. Die Verbin¬
dung der Friedhoflinie durch die Kapellenstrahe mit der Südstadt wäre
wohl in mancher Hinsicht zweckmäßig , allein in der Kapellenstrahe und
in der verlängerten Kriegstratze liege die Lokalbahn, weshalb mau
dort die Siraßenbahn nicht auch noch durchführen könne , besonders
nicht zweigleisig. Deshalb bleibe nichts übrig , als die Verbindung
mit der Südstadt durch die Kronen- und Adlerstraße zu erreichen .

Stadtv . Schuhmacher schlägt wiederholt den 5-Minuienbetrieb auf
der Friedhos-Linie vor und ist der Meinung , daß wenn man jetzt die
Bahn nicht durch die Kapellenstraße legen könne , man später darauf
zurückkommen müsse.

Stadtv . Clauß bittet , die Haltestelle der Straßenbahn von der
Hebelstraße nach der Erbprinzenstrahe zu verlegen.

Oberbürgermeister Schnetzler verhält sich hierzu ablehnend, da es
nur wenige Schritte von der Erbprinzenstraße nach der Hebelstratze
seien.

Stadtv . Baumeister : Bei dem jetzigen Stadtplan sei die Linie von
dem neuen Bahnhof durch die Rüppurrerstraße -Kapellenstraß« nach bes"
Friedhof die einzig denkbare , nötigenfalls müsse eben die KapellenstE
verbreitert werden, was ihm nicht zu schwierig zu sein scheine. .

Oberbürgermeister Schnetzler : Die Hauptschwierigkettliege nicht "
der Kapellenstrahe, sondern in der Kriegstratze östlich der Adlerstravs-
die von Fuhrwerken sehr stark frequentiert und dabei sehr schmal A

Hierauf wird der Voranschlag der Straßenbahn genehmigt-
Ueber den Voranschlag der BerbrauchSsteuerkaffe berichtete Stadt».

Kern und empfiehlt dessen Annahme. ^
Stadtv . Willi : Seine Fraktion habe jeweils in früheren

Anträge hierzu eingebracht ; st« unterlasse die« dieses Jahr mit Rü-kft"
darauf , daß sie demnächst einen Antrag auf Aufhebung der Mehl « "
Fleischverbrauchssteuerbeim Stadtrat stellen werden. Wenn gestervs
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sagt worden sei , daß, wenn die Arbeiter nur Anforderungen
ohne selbst etwas zu zahlen, so könne «S schließlich dazu kommen, ^
diejenigen, die zahlen, einmal „nein " sagen würden , so müsse er
sagen, daß zu den Verbrauchssteuern die Arbeiter ganz erheblich
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auch die Erträge der Straßenbahn und des Gaswerks seien zun,

xett aus die Benützung durch die Arbeiter zurückzuführen.
Oberbürgermeister Tchnetzler : Auf die Aufhebung der Fleisch - und

MHksteuer werde er erst eingehen, wenn der in Aussicht gestellte An.
tra- vörliege . Wenn behauptet werde , daß die Arbeiter zu der Rente
der Straßenbahn beitrügen , so sei doch zu bemerken, daß die Arbeiter,
yachankarten die Betriebskosten der Stadt nicht decken .

Dtadtv. Kern : Die Sozialdemokraten behaupten immer , sie allein
Aen etwas für die Arbeiter, das sei nicht richtig. Die Aufhebung der
«fleisch- und Mehlsteuer werde eine Erleichterung nicht bringen ; das
»abe sich in Mannheim und in Stuttgart gezeigt . Gr sei auch für Lohn-
tzttbesserung, jedoch unr soweit , daß die Arbeitgeber noch leben könnten.
M „n in den Städten immer größere Ansprüche gestellt würden , so sei
eS nicht M verwundern , daß auch die Bauern eine Besserstellung er¬
strebten.

Stadtv . Dr . Goldschmit: Jahr für Jahr sei bei diesem Gegenstand die¬
selbe Debatte, eine Verständigung werde aber nicht zu erzielen sein, er
«ehe auf dem Standpunkt , daß bei den vielen preiSbildendrn Faktoren
eine so mäßige Verbrauchssteuer wie die hiesige nicht in Betracht komme .
Nenn Stadtv . Willi sich darüber aufgehalten habe, daß gesagt wurde,
die Arbeiter trügen nichts zu den Lasten bei , so sei jene Aeußerung so
zu verstehen gewesen , daß die Arbeiter immer mehr verlangten und aus
der aderen Seite weniger leisten wollten. Im Jahre 1902 habe die
erste Gemeindewähler-Klasse pro Kopf 548 die zweite 102 und
die dritte 9 -L bezahlt. Dagegen sei auf den Kopf der Bevölkerung an
Bruttoertrag der Verbrauchssteuer im selben Jahr ein Betrag von
4 .76 -ck gekommen , nach dem diesjährigen Voranschlag mache eS nur
einen Betrag von 2 .77 «ck aus . Diese indirekten Leistungen seien doch
gering gegenüber den direkten Leistungen der zweiten Klaffe , von der
ersten ganz zu schweigen . Man solle unter diesen Umständen nicht im¬
mer mehr fordern und weniger leisten wollen. Sonst käme man dahin ,
daß einige Wenige der nichtsleistenden Masse alles zu zahlen hätten .
(Lebhafte Zustimmung . )

Stadtv. W. Weiß : Willi haben auf der einen Seite darauf hingewiesen,
tmS die Arbeiter zu den Lasten beitrügen , auf der andern Seite aber
deren Entlastung verlangt . Auf der Straßenbahn führen sie unter
den Kosten, sie verlangten Aushebung der Verbrauchssteuern , überall
wollten sie ihre Beiträge der Gemeinde entziehen.

Stadtv . Willi : Sie wollten nicht , wie es der Vorredner hingestellt
habe, alle Lasten abwälzen ; sie wollten nur eine gerechtere Verteilung .
Die Zahlen des Stadtv . Goldschmitt wolle er nicht in Zweifel ziehen ,
müsse aber darauf Hinweisen , daß die Arbeiter als Mieter der Steuer¬
zahler der 1 . und 2 . Klaffe diesen die Steuern tragen helfen, und daß
die Wohlhabenden die Steuern nicht nur aus dem Ertrag ihrer Arbeit,
sonern auch aus dem Ertrag der Arbeit der Arbeiter zahlen.

Nachdem Stadtv . Zinser Schluß der Debatte beantragt und dieser
Antrag angenommen worden war , wird der Voranschlag der Verbrauchs¬
steuerkaffe genehmigt.

Nach Bemerkungen der Stadtv . Weiß und Goldschmit zur Ge¬
schäftsordnung stimmt die Mehrheit dem Vorschlag des Oberbürger¬
meisters zu , heute nur noch den Voranschlag der Armenkaffe zu beraten,
der dann vom Stadtv . Bergmann als Referenten - es Stadtverordneten -
Vorstands zur Annahme empfohlen wird.

Stadtv . Frey wünscht , daß ein angemessener Beitrag zu den Ferien¬
kolonien eingestellt werde, in welchen arme und bedürftige Schulkinder
Erholung finden könnten. Die Heranziehung allgemeiner Steuern zu
Wohltaten Einzelner sei auch auf dem sonstigen Gebiet sozialer Für¬
sorge angewandt.

Bürgermeister Siegrist erwidert, daß aus der Armenkasse überhaupt
keine freiwilligen Leistungen geboten würden , sondern nur daS geleistet
werde , wozu die Stadt gesetzlich verpflichtet sei . Wenn aber der Herr
Vorredner einen Beitrag zu jenem Zweck aus dem Wahltätigkeitfonds
wünsche , so müsse er darauf Hinweisen , daß den Ferienkolonien aus
diesem Fonds schon bisher Beihilfen gewährt worden seien , und dies auch
fernerhin im Falle nachgewiesencn Bedürfnisses geschehen werde . Er¬
freulicherweise seien die Mittel für die Ferienkolonien bisher durch frei¬
willige Beiträge wohltätiger Bevölkerungskreiseaufgebracht worden, und
dies würde auch für die Zukunst das Wünschenswerte sein. Die Stadt¬
verwaltung werde diese anerkennenswerten Bestrebungen auch weiterhin
gerne zu fördern suchen .

Stadtv . Dr . Friedberg erachtet cS als Pflicht der Stadtverwal¬
tung , denjenigen zu Hilfe zu kommen , die infolge unverschuldeten Un¬
glücks nicht mehr ihren Lebensunterhalt bestreiten könnten. Cr finde
den von der Stadt dem Frauenverein geleisteten Beitrag etwas gering ;^ sei ein nobil « oklioiuiu der Stadt , die unter der hochherzigen Lei¬
tung Ihrer Königlichen Hoheit der Großherzogin stehenden Unterneh¬
mungen des Frauenvereins mit reichlicheren Zuwendungen zu be¬
denken . So solle man auch dem Verein zur Bekämpfung der Tuber¬
kulose einen größeren Beitrag geben . Um insbesondere auch die ver¬
schämten Armen kennen zu lernen , die früher bessere Tage gesehen
hotten, sei es notwendig, die Armenpflege zu reorganisieren , wodurch
nebenbei auch noch Ersparnisse erzielt würden . Auch die Kreise der" weiter sollten zu Armenpflcgern herangezogen werden und ferner
?u<h die Frauen Verwendung finden, die auch sonst lvie z . B . bei der
^ ohnungS Inspektion nützlich wirken können .

bemerkt, daß «ine Reorganisation. Oberbürgermeister Schnehlerr Armenpflege im Werke sei .
Bürgermeister Giegrift erklärt , daß di« Stadt dem Frauenver «m

nicht nur einen Beitrag leiste , sondern eine große Anzahl von Zu¬
schüssen. ES gebe kaum eine Unternehmung des FrauenvereinS , die
nicht von der Stadt unterstützt würde . Wenn man den Aufwand für
die seitens der Stadt den Unternehmungen des Frauenvereins zur Ver¬
fügung gestellten Räumlichkeiten und deren Unterhaltung mitberück¬
sichtige, so habe die Stadt im Jahre 1905 für Unternehmungen des
Frauenvereins über 33 000 ^ ausgewandt , was doch sicher nicht als
eine geringfügige Unterstützung zu bezeichnen sei . Die Stadtverwal¬
tung trage aber gerne zur Förderung der segensreichen und anerken¬
nenswerten Bestrebungen des Frauenvereins insbesondere auf dem
Gebiet der Armenpflege und Krankenpflege das ihrige bei .

Stadtv . Geck bittet » den Anregungen des Stadtv . Frey keine Folge
zu geben.

Stadtv . Frey erklärt , er habe jene Unterstützung nicht aus der
Armenkaffe, sondern aus dem Wohltätigkeitsfonds gewünscht .

Hierauf wird der Voranschlag der Armenkaffe und des Wohl¬
tätigkeitsfonds angenommen und die Sitzung 6 .40 Uhr geschloffen .

KsrsMsBttslnng m Karlsruher BurzerLuWß.
Sitz««, vom 6. April 1S0K. (Dritter Tag.)

Beginn nachmittags 3 Uhr.
Anwesend 71 Mitglieder .
Die Sitzung wird durch Bürgermeister Siegrist eröffnet, später über¬

nimmt Oberbürgermeister Schneller den Barsch.
Zur Beratung gelangt zunächst der Voranschlag der Kaffe der Ver¬

waltung des Arbetterversicherungswesens.
Stadtv . Layh empfiehlt als Referent des Stadtverordnetenvorstands

die Annahme des Voranschlags.
Stadtv . Dr . Friedberg schildert die Bedeutung der sozialen Ver¬

sicherung , die zur Ausgleichung der sozialen Gegensätze beitrage . Der:
Segnungen der Versicherung gegenüber seien auch die versicherten Ar¬
beiter dem Vaterland « Dank schuldig. Der Redner verweist auf die Not¬
wendigkeit der Vereinheitlichung der Versicherung und gibt zu erwägen,ob nicht auch in Karlsruhe eine zentrale Ortskrankenkasseerrichtet wer¬
den sollte. Er zählt sodann die Leistungen der hiesigen Ortskrankenkaffe
auf , die insgesamt 180000 -K im letzten Jahr betragen hätten . Die
Orts kranken kaffen schulden der Stadtverwaltung Tank für die väterliche
Fürsorge , die sie seither von dieser erfahren Mitten so durch mietfreie
Stellung eines Lokals und durch Unterstützung mittelst Darlehen . Ta
die Stadt jetzt ihre Lokalitäten brauche , müssen die Ortskrankenkaffen sich
auf eigene Füße stellen . Wenn diese ein eigene- Haus
Verwaltung bezögen, fo sei die Trennung von der stöbt. Meldestelle miß¬
lich und wäre zu wünschen , daß die sM -tische Meldestelle an die Orts¬
krankenkaffen übergehen. In die städt. KrankenhauS'kommission solle auch
ein Mitglied der Krankenkaflenverwaltung mit Rücksicht auf deren Zahl¬
ungen für daS Krankenhaus berufen werden. Er empfiehlt schließlich der
Stadtverwaltung , von der in K 2 Ziffer 4 des Krankenversicherungs-
gesetzes gegebenen Möglichkeit Gebräuch zu machen , die Versicheruugs-
pflicht durch Ortsstatut auf die sogen . Hausgewerbetreibenden auszu¬
dehnen also z . B . auf die Stückarbeiter für Schneider oder Schuhfabriken ;damit werde dieser Bevölkerungsklaffe eine große Wohltat erwiesen.

Bürgermeister Siegrist erklärt , die Stadtverwaltung sei von der
Zweckmäßigkeit möglichst ngher Beziehungen zwischen Ortskvankenkaffen
und der Meldestelle überzeugt und werde bei einer etwaigen Verlegung
der Verwaltung der Ortskrankenkassen aus dem Rathaus den Wunsch
des Vorredners in Erwägung ziehen . Die Berufung eines Mitglieds des
Vorstands der Ortskvankenkaffen in die Krankenhauskommission könne
leicht zu einem Pflichtenkouflickt führen , indem die von ihm vertretene
Kasse mit der Krankenhausverwaltung Verträge abzuschließen habe.
UebrigenS sei der Wunsch des Vorredners auch dadurch erfüllbar , daß
die Kaffenmitglieder ein Mitglied der Kran 'kenhauskommission in ihren
Vorstand wählten . Bei der letzten Besetzung der Krankenhauskommission
sei nur eiur Stelle frei gewesen , die man einem Vertreter der sozial¬
demokratischen Fraktion eingeräumt habe ; man nehme auch an , daß
dieser die Interessen der versicherten Arbeiter wahren Wune . Von einer
Ausdehnung der Krankenversicherungspflichtauf die Hausgewerbetreiben¬
den habe man nur deshalb Umgang genommen, weil früher fcstgestellt
worden sei, daß hier Hausgewerbetreibende nur in verschwindender An¬
zahl vorhanden seien. Ergeben neuere Feststellungen, daß ein Bedürf¬
nis vorhanden sei , so werde der Stodtrat Wohl gerne bereit sein, ein ent¬
sprechendes Ortsstatut vorzulegen.

Stadtv . Willi erklärt , daß er keine besondere Veranlassung habe, auf
unsere ArbeiterdersicherungS- Gesetzgebung , deren Wert er nicht unter¬
schätze , ein Loblied zu singen, wie der Stadtv . Dr . Friedberg ; viel
wichtiger sei , bessernde Hand an die Mängel dieser Gesetzgebung zu legen.
Gei die Existenz des Vaterlands gefährdet, so würde übrigens auch die
Sozialdemokratie ohne Rücksicht auf die BersicherungSgesetzgebung in
jedem Falle für bas Vaterland eintreten , wie es ihre Pflicht und Schul¬
digkeit sei. (Beifall . ) Wenn die Arbeiterversicherungskommissionund
die Krankenhauskommission durch Zuziehung von Vertretern der Ver¬
sicherten verstärkt werde, so könne ihm dies nur angenehm sein . Eine
Meinungsäußerung der Hausgewerbetreibenden über die Ausdehnung
der Versicherung- Pflicht zu Stande zu bringen , sei wenigstens bei den
in dem Schneiderhandwerk Beschäftigten äußerst schwierig . Die Not¬
wendigkeit der Ausdehnung der Bersicherungspflicht sei vorhanden, aber
nicht nur für da» Schneiderhandwerk, wo es sich um 150—200 Leute
handle, die in der Hauptsache für andere Geschäftsleute arbeite» ; ein
ähnliches Verhältnis bestehe nämlich auch in der Schuhbranche , wahr¬
scheinlich auch bei d«v PapierverwertungS - und Tabakindustrie und - er
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MilitLrsattlerei . Bestätigten die zunächst anzustellenden Erhebungen die
Notwendigkeit der Einbeziehung der genannten Personen in die Ver¬
sicherung , so solle MM so bald wie möglich das verlangte Ortsstatut
schaffen , da jetzt bei Krankheit des Ernährers einer Familie große Not
und Glend erntreten könne , vor der der Versichernngsztvang bewahre.

Bürgermeister Dr . Horstmann erklärt , daß diejenigen Leute, welche
stärchig für bestimmte Iluftraggeber arbeiteten , nrcker allen Umständen
schon jetzt kraft Gesetzes versickerungspflichtig seien, weil hier ein stän¬
diges Arbeitsverhältnis vorliege ; demgegenüber sei unerheblich , wenn sie
auch ausnahmsweise für andere Leute Arbeiten MSführten . Es sei
übrigens auch geplant , reichsgesetzlich den VersicherungSzwangaus die
Hausgewerbetreibenden Mszudehnen . Bei den hierüber auch hier ge¬
machten Erhebungen hätten sich die hiesigen Interessenten für den reichS-
gesetzlichen Versicherungszwangausgesprochen. Dabei sei allerdings auch
auf die Schwierigkeiten hingewiesen worden, die bei der Durchführung
dadurch entstehe , daß man es außer mit dem die Arbeit Vergebenden und
dem sie Ausführenden noch mit einer zwischen beiden stehenden Mittels¬
person zu tun habe.

Stadtv . Wilhelm Weiß macht darauf aufmerksam, daß jene Per¬
sonen schon jetzt das Recht der freiwilligen Versicherung hätten , wobei sie
allerdings die ganzen Beiträge zahlen müssen . Solange nicht der Beigug
der solche Aufträge erteilenden Großindustriellen gewährleistet sei , solle
man die Asudehnung des VersicherungszioangS verschieben .

Stadtv . Willi meint , man solle nicht abwarten , dis die Reichsgesetz¬
gebung eingreist, sondern hier , wo meist nur mittlere und größer« Ge¬
schäfte als Arbeitgeber in Betracht kämen , im Wege des Ortsstatuts Vor¬
gehen . Obwohl ein Teil der erwähnten Personen bereits der gesetz¬
lichen Versicherung unterworfenen , so gelangten sie doch nur in den
seltensten Fällen zur Anmeldung.

Stadtv . Edelmann weist Ms den Widerspruch in der Stellung der
Sozialdemokratie hin , deren Vertreter heute hier erklärt habe , die Ar¬
beiterversicherungsei keines Lobes wert und andererseits auSgeführt Hab« ,
wie in einer nicht versicherten Familie durch Krankheit große Not und
Elend entstehe . ( Zuruf : Sehr richtig! )

Bürgermeister Siegrist meint , die Sozialdemokraten machten von
den Wohltaten der Versicherungsgesetzgebung sehr gerne Gebrauch , woll¬
ten dieselben aber nicht anerkennen , schon weil ihre Partei seiner Zeit
gegen die Bersiö^ vungsgesetze gestimmt habe. Wie die Stadtverwaltung
auch früher den Versicherungszwang auf die Handlungsgehilfen und
städtischen Arbeiter ausgedehnt habe, so werde sie auch jetzt den ent¬
sprechenden Anregungen gegenüber eine wohlwollende Stellung ein¬
nehmen. Man habe sich auch mit der Frage der Einbeziehung der sogen .
Störarbeiter z . B . Kundennäherinnen und Schneiderinnen , die von Hans
zu Haus arbeiten , beschäftigt und gegenüber dem jetzigen Zustand, bei
dem sie nicht einmal freiwillig der Versicherung beitreten könnten , eine
Gesetzesänderung angeregt.

Stadtv . Willi weist daraus hin , daß die sozialdemokratische Partei
gegen die Dersicherungsgesctze nur deshalb gestimmt habe, weil diese ihr
nicht weit genug gingen und zuviel Mängel hätten ; er erinnere nur an
das Bismarcksche Wort , ohne die Sozialdemokratie wäre keine Sozial -
reform gekommen . Er wolle hier nur einen Mangel der Unfallver¬
sicherungsgesetzgebung hervorheben, der z . B . zu Ungunsten des Arbeiters
Hm dem sonst maßgebenden Grundsätze abweiche , daß ein jeder für seine
Verschulden haftbar sei , indem sie dem durch einen Betriebsunfall ver¬
letzten Arbeiter keinen Anspruch Ms vollen Ersatz gegenüber dem für den
Unfall Verantwortlichen Unternehmer gebe , sondern nur einen Anspruch
auf eine zwei Drittel des Arbeitsverdienstes entsprechende Rente.

Bürgermeister Siezrist empfindet lebhaften Zweifel, ob , wenn ein¬
mal die Sozialdemokratie allein die Gesetze mache , sie so ausfallen wer¬
den , daß niemand mehr etwas daran auszusetzen finde .

Nach Genehmigung des Voranschlags der Kasse der Verwaltung
des Arbeitcrversicherungswesens empfiehlt Stadtv . Weber als Referent
den Voranschlag der Betriebskrankenkaffe zu genehmigen.

Stadtv . Willi wünscht , daß bei der Betriebskrankenkaffedie dem
Krankengeld zu Grunde gelegten «Lohnsätze sich mehr dem wirklichen
Arbeitslohn näherten und für diejenigen Arbeiter , die einen höheren
Lohn als 3 okl bezögen , eine neue Lohnklasse geschaffen würde.

Gegenüber diesem auch von Stadtv . Wilhelm Weiß unterstützten
Vorschlag erklärt Bürgermeister Siegrist , daß hierüber die Bctriebs -
krankenkasse , die bekanntlich eigene Verwaltung habe , selbst einen Be¬
schluß der Generalversammlung herbeiführen könne . Seitens der
Stadtverwaltung werde dieser Aenderung jedenfalls nichts in den Weg
gelegt werden. Eine Anfrage des Stadtv . Schuhmacher, wie eS
komme , daß ein Teil des Reservefonds der Betriebskrankenkasse in 3 ^ -
prozentigen , der größere Teil aber nur in 3prozentigen Wertpapieren
angelegt sei , erledigt Stadt -Oberrechnungsrat Weller durch die Erklär¬
ung , daß cs sich hier um 3<Aige Stadtobligationen handle , deren KurS
so viel unter Pari beim Ankauf gestanden sei , daß sie sich nicht schlechter
rentierten , als die 3h^prozentigen.

Hierauf gelangt der Voranschlag der Betriebs krankenkaffe zur An¬
nahme.

Zum Voranschlag der Volksschulen erklärt Bürgermeister Siegrist :
Nachdem aus dem Bürgerausschuß der Antrag auf Aufhebung des Schul¬
geldes für die erweiterte Volksschule gestellt worden war , sei der Stadt¬
rat der Meinung gewesen , daß es nicht angängig sei , das Schulgeld auf¬
zuheben, ohne auch gleichzeitig eine Aenderung der Organisation der
Volksschule vorzunehmcn. Jetzt besteh« neben der erweiterten Volks¬
schule, für die noch Schulgeld erhoben werde, die einfache Volksschule ,
für die kein Schugeld zu bezahlen sei . Mit Aufhebung des letzteren

müßte zugleich auch bestimmt werden, ob beide Schularten nebeneinand ^
weiter bestehen lcker etwa di« einfache Schule aufgehoben werden sr»g,Das zunächst erhobene Gutachten des Stadtschulrats habe sich dahin aus¬
gesprochen , daß es dringend wünschenswert sei , auch nach der Aushebung
des Schulgeldes neben der Schule mit erweitertem Lehrplan auch eine
Schule mit dem einfachen Normallehrplan beizubehalten . Bon -er
Schulkommission sei dann noch die Ansicht der Lehrer eingeholt worden
die sich überwiegend für Aufhebung der einfachen Schule ausgesprochen
hätten . Auf Grund dieser Aeußerungen habe dann schließlich der Stadt¬
schulrat ein System vorgeschlagen , wonach die erweiterte Sehule die
Normalschule bilden solle , ihr aber Mafien mit einfachem Lchrplan
aber erweitertem Unterricht Kr diejenigen Kinder ««gefügt werden
sollen , die — erfahrungsgemäß in größerer Anzahl — m der erweiterten
Schule nicht fortkämen. In diese Schule sollten dann auch insbesondere
dieMigcn Kinder Aufnahme finden, die von Landschulen kämen und
nur einen einfachen Unterricht genossen hätten . Er hoffe , in kurzer
Zeit den Entwurf eines neuen Statuts über das Schulwesen vorlegen
zu können . Dabei werde auch die Besserstellung der Lehrer durch die
Stadt behandelt werden. Nachdem jetzt dem Landtag eine Gesetze »
Vorlage unterbreitet sei zur Regelung der vom Staat geleisteten Bezüge,
wolle man zunächst die Verabschiedung dieses Gesetzes abwarten . Es
handle sich übrigens auch um die Besserstellung der Lehrerinnen , ins¬
besondere auch der an der Höheren Mädchenschule und der Jndustrie-
lehrerinnen , bei welch letzteren die AnstellungSverhältnisse ganz unge¬
nügend geregelt seien . Er hoffe , daß spätestens im Laufe des Sommers
die Lehrergehälter geregelt werden könnten. Damit aber die Lehrer
unter der Verzögerung nicht leiden, hoff« er, daß die Aufbesserung mit
rückwirkender Kraft auf 1 . Januar des laufenden Jahres beschlossen
werde. Um dies zu ermöglichen , sei im Voranschlag« bereits die Summe
von SO OOO -kk eingestellt worden.

Stadtv . Dr . Goldschnitt empfiehlt die Annahme des Voranschlags
der Volksschulen als Referent des geschäftsl . Vorstands . Entsprechend dem
Wachstum der Stadt sei der Barzuschußauf 743 898 gestiegen . Er be¬
greife, daß die Stadtverwaltung vor Feststellung der staatl . Normen der
Lehrergehälter die städtischen Bezüge nicht ändern wolle . Wenn aber
Wider Erwarten der dem Landtag vorliegende Gesetzesentwurf scheitern
solle , so müsse die Stadt trotzdem mit einer Besserstellung ihrer Lehrer
Vorgehen , wie dies auch in Mannheim geschehen und in Freiburg beab¬
sichtigt sei . Wenn der Anfangsgehalt von 2100 auf 2400 -K , also um
14,3 Proz . , und der Höchstgehalt von 3600 auf 4200 -4k , also um 16,8
Prozent steige , so sei diese Erhöhung angemessen. Wegen der Ver¬
teuerung der Lebensverhältnisse sei auch den staatlichen Beamten für
später eine Erhöhung ihrer Gehälter um 20 Proz . in Aussicht gestellt .
Gerechtfertigt sei auch insbesondere die Rückwirkung der Besserstellung.
Er empfehle auch möglichst günstige Uebergangsbestimmungen, womöglich
sofortige Einreihung sämtlicher Lehrer in den Tarif . Auch die Unter -
lchrcr sollten etwas bedacht werden . Reiche die ausgeworfene Summe
nicht Ms , so werde der Bürgerausschuß den Stadtrat bei einer Ueber-
schrcitung dieser Position um einige tausend Mark nicht tadeln .

Stadtv . Bergmann unterstützt gleichfalls warm die Wünsche der
hiesigen Lehrer und Lehrerinnen . Die oft gehörte Behauptung , daß sic
nicht unerhebliche Nebenverdienste hätten , sei bei den Volksschullehrern
am allerwenigsten zutreffend schon deshalb, weil hier die Gelegenheit
infolge zu großer Konkurrenz mangle . Uebrigens sollten die Lehrer
auch so gestellt werden, daß sie nicht notwendig hätten , einen beträcht¬
lichen Teil ihrer Kraft Nebenverdiensten zuzuwenden. So viel er ge¬
hört habe , solle anläßlich der diesjährigen Jubiläumsfestlichkeiten die
Ferien im laufenden Jahr schon am IS . Juli beginnen. Ihm scheine
dieser Zeitpunkt auch für die künftigen Jahre geeigneter. Auch in
Bayern habe man diese Verlegung vorgenommen.

Bürgermeister Siegrist bezweifelt , ob die Ferien des Jubiläums
wegen dieses Jahr am IS . Juli beginnen würden , da die Jubiläums¬
festlichkeiten um den 20 . September stattfinden . Richtig sei dagegen,
daß in der Schulkommission auf Anregung der Schulärzte beschlossen
worden sei , dahin zu wirken , daß die Sommerferien überhaupt auf
Mitte Juli vorgerückt werden , wo erfahrungsgemäß die heißeste Zeit
beginne und auch die Väter mancher Kinder ihren Urlaub hätten . Der
Stadtrat habe beschlossen, sich zunächst mit anderen badischen Städten
ins Benehmen zu sehen , um mit diesen den Vorschlag der Ferienverleg¬
ung für Volksschulen und Mittelschulen zugleich zu machen .

Stadtv . Maier trägt Bedenken , ob der für das neue Mühlburger
Schulhaus in Aussicht genommene Platz der richtige sei . Demselben
gegenüber befinde sich die Maschinenfabrik mit 6 großen Schornsteinen ,
es führe die Bahnlinie nach dem Rheinhafen und der Maxaubahn an
dem Platz vorbei, der auch an der Peripherie des betreffenden Ortsteils
gelegen sei . Gegen die Wahl dieses den hygienischen Anforderungen
nicht entsprechenden Platzes habe sich ihm gegenüber auch ein Mühl¬
burger Lehrer ansgesprochen. Ein früher in Aussicht genommener
Platz , der, wie er höre, jetzt zu einer Schule für bessere Knaben bestimmt
sei , sei auch für die Volksschule gerade gut genug.

Bürgermeister Siegrist erklärt , daß der Mühlburger Schulhaus¬
neubau nicht auf der Tagesordnung stehe , und daß sich dieses Prchm
nur verzögern könne , wenn derartige Schwierigkeiten gemacht wurden.
Die Frage , ob der in Aussicht genommene Platz neben dem alten Dhul-

hauS paffend sei , sei nach allen Richtungen hin gehörig geprüft worden
Die Müblburger seien doch auch mit der Lage des neben jenem
befindlichen alten SchulhauseS zufrieden. Selbstverständlich werde
auch bei der Platzivahl allen gerechten hygienischen Anforderungen Rem-

nung getragen . Die Entfernung von der Maschinengesellschaft sei >
K
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^ daß eine Belästigung nicht zu befürchten sei . Bei einer

in der Kriegstrahe , die nicht weiter von der Eisenbahn entfernt
-ei seien keine Störungen «ingetreten . Nach dem Projekt des Neu¬
baues lögen zudem nach der bezeichneten Richtung hin die Gänge , nicht
bn die Schulsäle . Di « Wahl d«S Platzes sei allerdings wegen der ge¬

lten Aenderung der Straßen - und Eisenbahnlinie eine zeitlang frag ,

lich gewesen. Deshalb sei auch ein Platz in der verlängerten
Mhienstratze in Aussicht gewesen , der sich gleichfalls eignen würde ,
-luvon , daß dorthin jetzt ein Schulhaus für „ bessere Knaben " kommen
Me wisse er nichts . Auch die Mühlburger Stadträte seien mit der

scht
'
« folgten Platzwahl einverstanden gewesen . Obwohl die Existenz

einer Schule die Möglichkeit gebe , zu verhindern , daß in unmittelbarer
Nachbarschaft eine Fabrik gebaut werde , so könne doch auch späterhin die
Errichtung einer solchen in einer Entfernung , m der sich jetzt die Ma¬
schinenfabrik bestich«, nicht verhindert werden.

Stadtv . Frey wünscht, Laß die BildungSgelegenheiten möglichst ver¬
billigt und die /Lehrer in materieller Beziehung möglichst gut gestellt
werden. Die Beseitigung deS Schulgeldes für die Volksschule halte er
nur für einen Schritt auf dem Wege zu jener Verbilligung überhaupt .
Freilich müsse man sich auch hierbei nach den zur Verfügung stehenden
Mitteln richten, zumal einerseits ein Ausfall durch Beseitigung des
Schulgeldes und andererseits eine Last durch wesentliche Erhöhung der
Lehrergehälter entstünde . Zu einer Zeit , wo die Aussichten aus Ver¬
besserung der staatlichen Bezüge der Lehrer wieder recht dunkle seien ,
solle die Kommune dem Staat mit gutem Beispiel vorangehen . Unsere
stäbtischen Lehranstalten seien im Vergleich zu den staatlichen Muster -
anstalten sowohl in der Verwaltung als auch in der Einrichtung .

Stadtv . Gtehli » wünscht die Ferienverlegung nur dann durchge-
sührt , wenn sie zugleich auch auf die Mittelschulen Anwendung finden
könne. Den in den letzten 30 Jahren gebauten Schulhäusern seien im
ganzen 28 Schulräume zu Zwecken der Mittelschulen und
Handelsschule entzogen worden . Obwohl auch er die Notwendig¬
keit der Räum« für jene Anstalten einsehe , so sei doch hierdurch in Ver¬
bindung mit dem zunehmenden Wachstum der Stadt ein Mangel an
Schulräumen entstanden , der nur durch baldige Erstellung der projek¬
tierten Neubauten beseitigt werden könnte. Die Schulhäuser seien An¬
lagen , die reichlich Früchte tragen würden , zumal wenn an ihnen wie
hier, Lehrkräfte mit Eifer und Fleiß wirkten , deren erfolgreiche Tätig¬
keit auch von der Kreisschulvisitatur anerkannt worden sei . Auch auf
die leibliche Ausbildung der Jugend werde hier immer ein größerer Wert
gelegt , so durch Einführung von Volks - und Jugendspielen und durch
unentgeltliche Schwimmkurse im Vierordtbad , die durch das sogenannte
Trockenschwimmen in den Turnstunden vorbereitet würden . Die Aus¬
dehnung des Schwimmunterrichts auf die Mädchen sei freilich davon ab¬
hängig, daß die Stadt ein« zweite Schwimmhalle erstelle . Er danke
schließlich der Stadtverwaltung dafür , daß sie im letzten Winter einen
Tummelplatz für den Eislauf der Schuljugend unentgeltlich zur Verfüg¬
ung gestellt habe.

Stadtv . Heller erklärt sich für Regelung der Lehrergehälter , wie
sie der Stadtv . Frühauf in der Generaldiskusiion vorgeschlagen habe.
Er frage an , ob die Mühlburger Kinder , die zurzeit die Schillerschule
besuchen müssen, nicht in einer anderen Schule untergebracht werden
können . Den Platz , auf den jetzt das projektierte SchulhauS in Mühl¬
burg zu stehen kommen solle , habe er früher schon in Vorschlag ge¬
bracht, und er habe sich gestern noch durch Anhörung der Lehrer in
Mühlburg vergewissert , daß diese keine Bedenken gegen den in Aus¬
sicht genommenen Platz hätten . Stadtv . Maier scheine sich nicht ge¬
nügend über die Stimmung orientiert zu haben .

Bürgermeister Siegrist : Es sei ihm nicht bekannt , daß Mühlbur¬
ger Kinder die, Schillerschule besuchten. ( Zurufe : Bürgerschüler ! )

Stadtv . Maier : Der Platz für die Schule in Mühlburg sei früher,
als noch der Wald in der Nähe war , geeignet gewesen , jetzt aber wegen
der Nähe der Maschinenfabrik nicht mehr . Diese sei auch nicht etwa 800 ,
sondern höchstens 300 Meter von der Schule entfernt . Gegenüber dem
Stadtv . Heller stelle er fest, daß er sich ebenfalls über die Stimmung be-
nützlich der Geneigtheit des in Aussicht genommenen Platzes verge¬
wissert habe .

Stadtv . Schauselberger : Er glaube , daß die Entfernung der künf-
kWn Schule von der Maschinenfabrik höchstens 500 , nicht aber 800
^ eter betrage . Störend werde auch für die Schule die daran vorbei-
whrende Bahn sein . Man möge die Platzfrage , bevor man weitere
"erarbeiten mache, gründlich prüfen .

Oberbürgermeister Schnetzler sagt wiederholte Prüfung zu , be¬
merkt aber, daß die Frage der Erbauung eines weiteren SchulhauseS

Mühlburg nicht auf der Tagesordnung stehe.
Hai

Dr . Wrill wünscht Schluß der Debatte über dieses Schul«

Stadtv. Dr . Goldschmit : Die Verlegung der Ferien sei einstimmig von
^ ulkommission gewünscht worden , aber gleichmäßig für alle

Hulen , Volks - und Mittelschulen , doch möge man vorher noch die
lrcktoren der Mittelschulen hören . Was sodann das Verhältnis der
milchen zu den städtischen Mittelschulen anlange , müsse er doch

ft.? . Stadtv . Frey fragen, , woher er wisse, daß die Leistungen der
d

"scheu Schulen besser seien als die der staatlichen . Die Leistungen
Ez » ^ en Gymnasiums könnten sich neben denen der städtischen

Mlen sehr wohl sehen lassen.
iallrk

odtb - Kiby: Der Stadtv . Frey ist von dem Stadtv . Goldschmit
di- ^ verstanden worden , er habe nur gemeint , die Einrichtung und

hygienische Ausgestaltung der städtischen Mittelschulen sei besser

als die der staatlichen , und da wolle er doch erwähnen , daß z. B . im
hiesigen Gymnasium die Abortverhältnisse derart schlecht seien , daß
der Staat hier dringend Abhilfe schaffen sollte .

Stadtv . Frey : Stadtv . Goldschmit habe ihn mißverstanden , er
habe nur die Leistungen der Verwaltung und die bessere Einrichtung
hervorgehoben , dagegen habe er die Leistungen der Lehrer nicht ver¬
glichen.

Stadtv . Dr . Gvldschmit : Was die Ausstattung anlange , sei zu beach¬
ten , daß das Gymnasium schon 80 Jahre stehe, während die städtischen
Mittelschulen neueren Datums seien . Für einen neuen Abortbau im
Gymnasium seien Mittel angefordert .

Hierauf wird der Voranschlag der Volksschule angenommen .
Eebenso wird der Voranschlag der kaufmännischen Fortbildungs¬

schule ohne Debatte genehmigt .
Zum Voranschlag der Gewerbeschule berichtet Stadtv . Bergmann :

Infolge des Schulzwanges seien erhebliche Mehrausgaben Nötig ge¬
worden . Er beantrage deren Bewilligung .

Stadtv . Weiß fragt an , ob in der Gewerbeschule Nicht auch der
praktische Unterricht in den Werkstätten obligatorisch sei.

Bürgermeister Siegrist : Dies sei nicht der Fall , weil die Werk¬
stätten nicht ausreichten .

Stadtv . Weiß : Er bitte aber darauf bedacht zu sein , diesen
Unterricht baldmöglichst obligatorisch einzuführen .

Bürgermeister Siegrist : Es werde dies möglich sein , wnn ein
neues GewerbeschulhauS , in dem die nötigen Werkstätten untergebracht
werden könnten , erbaut sei .

Stadtv . Emele regt an , in der Gewerbeschule auch für die Kunst
etwas zu tun Lurch Einrichtung eines öffentlichen Aktzeichnens in den
Abendstunden , er denke da nicht an den Vollakt, sondern an den Ko¬
stümakt. Die etwa vorhandenen Bedenken müsse man überwinden ,
über kurz oder lang werde man bei den Verhältnissen , wie sie nament¬
lich in Karlsruhe lägen , doch dazu kommen, eine solche Einrichtung
zu treffen . Sodann empfehle er die Erweiterung der Bibliothek , nicht
Nur durch Fachliteratur , sondern auch durch Liateratur für die allge¬
meine Bildung . Endlich empfiehlt er statt einer einzigen zentralen
Gewerbeschule mehrere Gewerbeschulen in den verschiedenen Stadt¬
teilen zu errichten.

Oberbürgermeister Schnetzler erklärt , diese letztere Frage werde
erworgen werden , wenn einmal die Ausführung des Neubaues in
Frage komme.

Bürgermeister Siegrist sichert den Ausbau der Schülerbibliothek zu.
Ueber den Voranschlag der Realschulen berichtet Stadtv . Lay und

beantragt Annahme .
Stadtv . Rudi wünscht den einheitlichen Schluß sämtlicher Schulen

um 12 Uhr. Der Umstand , daß die Kinder vielfach erst um ^ 2 Uhr
nach Hause kämen, sei im Haushalt sehr störend , zumal viele Eltern
gezwungen seien , zwischen 12 und 1 Uhr zu Mittag zu essen .

Oberbürgermeister Schnetzler : Die wiederholte eingehende Prü¬
fung dieser Frage habe ergeben , daß weitaus die Mehrzahl der Pro¬
fessoren, Lehrer und Eltern für Beibehaltung des jetzigen Zustandes
seien .

Ueber den Voranschlag deS Realgymnasiums berichtet Stadtv .
Layh und beantragt Annahme .

Stadtv . Frühauf : Schon voriges Jahr habe er darauf hinge¬
wiesen , daß , wenn die Kinder von 8—1 Uhr Schule hätten , sie mittags
frei haben sollten . Der Oberbürgermeister habe die Berechtigung dieses
Wunsches anerkannt , und erklärt , daß der Nachmittagsunterricht unzu¬
lässig sei. ES sei aber immer noch mittags Unterricht . Sodann sei die
Anspannung mit häuslichen Arbeiten zu groß , woran wohl die Ueber-
füllung der Klassen schuld sei . Dieses Verfahren gehe auf Kosten der
Gesundheit der Schüler . Nachmittagsschulstunden und zugleich Be¬
lastung der Schüler mit häuslichen Arbeiten , seien durchaus zu ver¬
werfen . Er sei aber nicht der Meinung , daß Abhilfe durch eine
stärkere Belastung der Lehrer erzielt werden solle, dieselben hätten
ohnehin genug zu tun . Dankenswert sei es , daß einzelne Lehrer den
Unterricht in Naturwissenschaften zeitweise in das Freie verlegten , man
sollte dies unterstützen . Er habe festgestellt , daß die Kinder bis zu 12
Pfund Bücher, Atlanten und andere Schulutensilien mit in die Schule
schleppen müßten , das sei für Kinder von 10 Jahren z. B . zu viel . Man
könnte durch Aufstellen von Wandschränken in den Korridoren der
Schulen helfen . Mit welchen Kniffen er selbst sich in dieser Sache in
seiner Jugend geholfen habe, könne er seinen Kindern nicht sagen .
( Heiterkeit . )

Bürgermeister Siegrist : Abgesehen von dem letzten Punkt hätte
der Stadtv . Frühauf seine Rede im Landtag halten sollen , denn die
Stadtverwaltung habe im allgemeinen in den Betrieb der Mittelschulen
nicht hineinzureden . Sic habe nur zu bezahlen . Da diss Stundenzahl
nach den staatlichen Lehrplänen 32—34 Stunden betrage (hört ) , und
man in 6 Vormittagen zu 5 Stunden nur 30 Schulstunden geben
könne, so müsse der Rest eben nachmittags gegeben werden . Er sei auch
dafür , daß der Nachmittags -Unterricht zu beseitigen sei. Auswärts
habe man da und dort die einzelnen Schulstunden bis auf 40 Minuten
gekürzt, wodurch eS möglich fei , in einem Vormittag 6 Lektionen zu
geben . Vielleicht könne auf diese Weise geholfen werden . Stutzig
mache eS ihn , daß diejenigen Herren , die andauernd den Nachmittags ,
unterricht an den Mittelschulen verdammen , gleichzeitig die einfache
Volksschule verwerfen , weil sie sie als „Halbtagsschule " bezeichnen, ob¬
wohl auch diese nicht eine Halbtagsschule sei, sondern Vor- und Nach ,
mittagsunterricht HÄe . Hausaufgaben zu geben sei nötig , und nach
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seinen Erfahrungen seien die Kinder im Realgymnasium damit nicht
überlastet und hätten genügend Zeit zum Bummeln . Man muffe in der
Jugend doch auch das Arbeiten lernen . Dafür , daß Schulstunden ins
Freie verlegt werden könnten, habe man den Stadtgarten zur Verfüg¬
ung gestellt . Er bezweifle, daß es zu erreichen sein werde, daß die Schü¬
ler alle ihre Sachen in der Schule lassen könnten, zumal schon jetzt
Schwierigkeiten bezüglich derjenigen Gegenstände entstanden seien , die ,
wie Turnschuhe, in der Schule gelassen würden . Es komme vor, daß
die Schüler sich solche gegenseitig wegnähmen.

Oberbürgermeister Schnetzlrr : Stadtv . Frühauf irre sich, wenn er
annehme, daß er im vorigen Jahr in Abrede gestellt habe, daß im Real¬
gymnasium Nachmittags-Unterricht stattfinde . Cr habe dies damals
Geklagt und auch davon gesprochen , daß man versuchen sollte , in den
Bureaus die englische Arbeitszeit einzuführen ; wie bekannt sei , habe
man im Rathaus SamStagS die Dienststunden auf 8 bis 2 Uhr gelegt
und es werde dabei daselbe geleistet, wie bei dem früheren Zustand.
(Hört .)

Stadtv . Bergmann : In den unteren Klassen , wo nur 30 Schul¬
stunden vorgeschrieben seien, finde Mittagsunterricht nicht statt , wohl
aber in den oberen mit höherer Stundenzahl , doch seien nur Sing -,
Turn - und dergl . Stunden auf mittags verlegt .

Stadtv . Clauß wendet sich gegen Bürgermeister Siegrist , der sozu¬
sagen der Ueberbürdung das Wort geredet habe. Wenn die Kinder
6 Stunden Schule hätten , und mittags noch bis zu 4 Stunden auf
Hausaufgaben verwenden müßten , so sei das zu viel. Die Kinder
kämen noch rechtzeitig genug in die Tretmühle des täglichen Lebens.

Stadtv . Dr . Goldschmit : Wenn Kinder von etwa 10—14 Jahren nach
östündigem Unterricht noch 4 Stunden Hausarbeit hätten , wie gesagt
worden sei , so sei das allerdings zu viel . Wenn aber dieser Fall ein-
träte , so seien meistens die Kinder schuld . Eine Ueberbürdung sei
recht selten. Man ziehe unrichtigerweise aus einzelnen Fällen all-
gemeine Schlüffe. Die Agitation auf diesem Gebiete sei gefährlich.
Wenn man in der Jugend nicht arbeiten lerne , so könne man es im
Alter auch nicht . Cs werde überall darüber geklagt, daß die Examina
schlechter würden , es rühre dies daher , daß man den Kindern einrede,
sie seien überbürdet und daß dann die jungen Leute, wenn sie z. D.
auf die Hochschule kämen , sich sagten , jetzt wollen wir die Freiheit ein¬
mal recht genießen und nichts tun . An dem , was Stadtv . Frühauf
iiber die Bepackung der Kinder mit Schulbüchern gesagt habe, hege er
gelinde Zweifel.

Stadtv . Dr . Clautz: Auf der einen Seite erstrebe man eine Erleich¬
terung dadurch , daß die Abiturientenexamina aller Mittelschulen zu
sämtlichen Studien berechtigten, auf der anderen Seite aber könne
man sich von der Dressur mit überflüssigen Dingen nicht losreißen .

Stadtv . Dr . Heimburger : Bei uns könne man über Ueberbürdung der
Schulkinder nicht klagen. Er habe auf diesem Gebiet Erfahrungen ge¬
sammelt auch im Verkehr mit Schülern außerhalb der Schule ; wenn
man einen Schüler nach Ueberbürdung frage , so lache er . Es komme
vor, daß junge Lehrer Fehler machten, davon erhielten aber die Di¬
rektoren recht bald durch die Schüler oder deren Eltern Kenntnis und
sorgten für Abhilfe. Einzelne überbürdete Schüler gebe es überall ,
nämlich die , welche eigentlich wegen ihrer mangelhaften Begabung
nicht in die Mittelschulen hineingehörten . Den Eltern solcher Schüler
rate er immer , sie herauszunehmen . Schraube man die Ansprüche
herunter , so werde eine noch weniger befähigte Schicht in die Mittel¬
schulen nachgeschoben werden. Er könne feststellen , daß von auswärts
kommende Schüler öfters sagten , hier in Karlsruhe sei es besser , weil
sie weniger angestrengt seien und besser behandelt würden.

Stadtv . Weiß : Der 8-Stundentag und die englische Arbeitszeit
seien die Folge des Schlagworts von der Ueberbürdung.

Bürgermeister Siegrist erklärt , er habe nicht der Ueberbürdung,
sondern der Arbeit das Wort geredet und weist darauf hin , daß es eben
Schüler gebe, die den Lehrern und den Eltern über die Dauer der
häuslichen Arbeiten unrichtige Angaben machten.

Oberbürgermeister Schnetzler: Er teile den Standpunkt der
Stadtv . Goldschmit und Heimbrger . Die von dem Stadtv . Weiß herein¬
gezogene englische Arbeitszeit gehöre nicht hierher . Bei jener handle
cs sich nur darum , die Zeit der Arbeit richtiger zu legen. Allzu große
Sentimentalität bei Bemessung der Arbeit sei nicht am Platz . In¬
folge großer Arbeit würden nur wenige Menschen zu Schaden kommen ,
sehr viele aber infolge übermäßiger Vergnügungen und Genüsse . Wenn
man , wie es in größeren Städten vielfach geschieht , die Kinder in
Theater , Konzerte, Gesellschaften und zu sonstigen Vergnügungen mit¬
nehme, so sei das an der Nervosität schuld . (Bravo .)

Hierauf wird der Voranschlag des Realgymnasiums genehmigt,
ebenso , nachdem Stadtv . Layh Bericht erstattet hatte » ohne Debatte der
Boranschlag der höheren Mädchenschule .

Ferner werden debattelos die Voranschläge des Arbeiterunter «
stützungSfonds , über den Stadtv . Layh berichtete, und des Kranken¬
hauses, über den Stadtv . Willi berichtete, angenommen.

Den Voranschlag des Friedhofes empfiehlt Stadtv . Moninger zur
Annahme.

Stadtv . Maier wünscht , daß ein Posten für die Instandsetzung der
Leichenhalle auf dem Mühlburger Friedhof vorgesehen werde. Man
habe bereits in dieser Angelegenheit bei dem Oberbürgermeister Vor¬
gesprächen . Nachdem einmal beschlossen worden sei , wegen der weiten
Entfernung Mühlburgs vom Karlsruher Friedhof den Mühlburgcr

Friedhof beizubehalten , so müsse man eben auch für eine orderitiĵ I
Leichenhalle in Mühlburg sorgen, damit die armen und schlecht w?
nenden Leute nicht gezwungen seien, die Leichen 48 Stunden in ih-,
Wohnungen zu behalten .

"
Stadtv . Schwaninger regt an , die Angehörigen Verstorbener v«,dem Ablauf der Verschonungsfrist der Gräber nicht nur durch öffentlich«

Bekanntmachung, sondern schriftlich in Kenntnis zu setzen, undn am Nn .
gang des Friedhofes eine OrientierungStasel über die Leichenfelder am
zubringen .

Bürgermeister Siegrist erklärt , das erste« geschehe neuer,
dings . Wegen der Uebersichtlichkeit des Friedhofs seien bisher Klagen
nicht eingelaufen , auch liege ein Plan beim Aufseher auf . Man werdeaber die Frage der Anbringung einer Orientierung » tafel prüfen .

Stadtv . Karcher gibt zu , baß die Leichenhalle in Mühlburg Primititz
sei , im übrigen stimme er aber mit dem Stadtv . Maier nicht überein.Die Mühlburger hätten herzlich gebeten, den Friedhof in Mühlburg bei.
zubchalten, zumal er die bauliche Entwickelung nicht hindere und noch40— 50 Jahre auSreiche . Die derzeitige Halle werde wegen bevor¬
stehender Veränderung wegfallen müssen . Er danke der Stadtverwaltungnamens der ganzen Mühlbuvger Bevölkerung für die Beibehaltung des
Müihlburger Friedhofs .

Oberbürgermeister Schnetzler freut sich, auch einmal einen bank,
baren Mühlburger zu finden. (Große Heiterkeit. ) Der Stadtv . Maier
habe recht , wenn er sage , daß auch in Mühliburg die Leichen aus den
Häusern vor der Beerdigung entfernt werden sollten. Wenn man dies
wolle , müsse man aber wie es für die Altstadt geschehê , einen Zwang
einführen , denn Nur dann würden die Leichen in die Leichenhallen ver¬
bracht. Wolle man so weit gehen , dann werde man auch einen dauern¬
den Friedhof in Mühlburg einrichten müssen . Für dessen Anlage und
Verwaltung würden aber erhebliche Kosten nötig fallen . Die Frage sei
die , ob man «inen Zentralfriedhof oder zwei Friedhöfe im Osten und
Westen der Stadt errichten solle . Sehe man den Siadtplan an, so
sage man ans den ersten Blick, daß es sich empfehle , zioei Friedhöfe zu
hüben, doch wäre dies nur richtig , wenn alle im Osten Sterbenden im
Osten und alle im Westen Sterbenden im Westen beerdigt würden. Dies
treffe jedoch nicht zu . Namentlich hätten oft Familienzugehörige den
Wunsch auf demselben Friedhof wie ihre Angehörigen beerdigt zu wer¬
den, auch wenn sie am entgegengesetzten Ende der Stadt wohnten. Die
Frage der Mühlburger Leichenhalle werde man prüfen .

Stadtv . Maier : Auch er sei jetzt nicht mehr für Verlegung des
Mühlburger Friedhofs nach Karlsruhe . Man habe früher einmal im
„ Mittleren See " Gelände für einen neuen Mühlburger Friedhof billig
erworben, es aber nicht dazu verwendet und jetzt eigne sich dieses Ge¬
lände namentlich mit Rücksicht darauf , daß dort neuerdings Kasernen
erstellt wurden , nicht mehr für diesen Zweck . Aber auch anderwärts
außerhalb Mühlburgs könnte man einen Platz finden. Ein Mißstand sei,
daß auf dem jetzigen Friedhof die Verabschiedung von den Leichen im
Freien stattfinde und daß auch hierbei die vorbeifahrende Bahn störe.
Wenn der Friedhof noch 40 Jahre ausreiche, dann solle man wenigstens
eine einfache Leichenhalle erstellen .

Stadtv . Karcher : Von diesen Mitzstünden sei ihm nichts bekannt
geworden, die Beerdigungen würden auch nicht durch die Bahn gestört
und bei schlechtem Wetter liefen die Leute einfach voll de » Beerdigungen
weg und ließen den Pfarrer stehen. ( Heiterkeit. )

Oberbürgermeister Schnetzler verspricht Prüfung der vorgebrachten
Wünsche .

Den Voranschlag der Stadtkaffe empfiehlt Stadtv . Dr . Goldschmit
als Referent zur Annahme und verweist den Stadtv . Emele, der eins
Bermögensdarstellung gewünscht habe, auf den Rechenschaftsbericht . Er
will namens des Bürgerausschuffes, die am Anfang der Beratung vom
Oberbürgermeister den städtischen Beamten gespendete Anerkennung, ins¬
besondere auch auf den Oberbürgermeister und die beiden Bürgermeister
ausgedehnt wissen , denen die Stadt für ihre Pflichttreue und umsichtige
Geschäftsführung Dank schulde . ( Allseitiges Bravo . )

Oberbürgermeister Schnetzler dankt für die freundliche Aner¬
kennung.

Zur Position Gebühren und öffentliche Einrichtungen fragt Stadt.
Moninger an , wie es mit der Neuregelung des Aichwesens stehe.

Oberbürgermeister Schnetzler erwidert : Bekanntlich sollen die Aich-
ämter verstaatlicht werden. Und zivar solle gerade derjenige Teil des
Aichwesen , der etwas einbringe , auf den Staat übergehen, ivährend der
Teil , der Geld koste , wie Aichung der Fässer der Gemeinde verbleiben
solle . Es fei auch eine Nachprüfung periodischer Art bezüglich der Gas¬
messer vorgesehen gewesen und möglicherweise auch eine Nachprüfung des
Elektrizitäts - und Waffermesser . Nach dem bundesrätlichen Entwurf st>
den einzelnen Regierungen anheim gegeben gewesen , diese Nachprüf¬
ungen zu verlangen. Hiergegen habe sich die hiesige Stadtverwaltung
im Verein mit anderen badischen und deutschen Städten mit aller Enn
sch :cdenheit gewandt und entsprechende Petitionen an Regierung unb
Reichstag gerichtet. Die periodische Nachaichung der Gasmesser, welche
die Stadt mit ganz bedeutenden einmaligen und dauernden Kosten be¬
lastet hätte , sei abgcwendct. Ob und in welcher Weise eine Verstaat¬
lichung der Nichämter stattfinde, sei noch ungewiß. Der Stadtrat werde
selbstverständlich danach streben , das Aichamt der Stadtgemeinde zu er¬
haben . , ,

Stadtv . Mrninger wünscht , daß die hiesige Aichanstalt bergrötzs ^
werde , wenn die Aichung der Fässer der Stadt verbleibe, da die Fast
4—6 Wochen dort Ingen müßten , bis sie gesicht würden.

_ _ (Fortsetzung iin^ Blat6>
Druck und Verlag der Ehr. Fr. Müller '

schru Hofbuchhandlung, redigiert unter Verantwortlichkett von Ludwig Riegel tu Karlsruhe,
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